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A. Evangelische Kirche in Deutschland

Nr. 64* Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft
in besonderen Fällen. Vom 7. Dezember 2005
(ABl. EKD 2005, S. 571). 

Vom 26. März 2007.

Stand der Umsetzung

Nachdem die Synode der Evangelischen Kirche im
Rheinland auf ihrer Tagung im Januar 2007 der Vereinba-
rung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen
über die landeskirchlichen Grenzen hinweg zum 1. April
2007 zugestimmt hat, haben bis auf die Ev. Kirche von Kur-
hessen-Waldeck und die Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens
alle übrigen 21 Gliedkirchen der EKD die Vereinbarung
umgesetzt.

Die ausstehenden Umsetzungsschritte in der Ev. Kirche
von Kurhessen-Waldeck und der Ev.-Luth. Landeskirche
Sachsens sind für den Herbst 2007 vorgesehen.

H a n n o v e r ,  den 26. März 2007

Evangelische Kirche in Deutschland
– Kirchenamt –

Dr.  B a r t h

Präsident

Nr. 65* Gesetzesvertretende Verordnung des Rates
der Evangelischen Kirche in Deutschland
über eine gemeinsame Mitarbeitervertretung
gliedkirchlicher Zusammenschlüsse – Ände-
rung des Mitarbeitervertretungsgesetzes. 

Vom 8./9. Dezember 2006.

Der Rat der EKD hat in seiner Sitzung am 8./9. 12. 2006
gemäß Artikel 29 Abs. 2 GO.EKD folgende gesetzesvertre-
tende Verordnung beschlossen:

»Gesetzesvertretende Verordnung des Rates der EKD zur
Änderung des § 5 Abs. 3 des Kirchengesetzes über Mitar-
beitervertretungen in der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (Mitarbeitervertretungsgesetz – MVG) vom 6. No-
vember 1992 (ABl. EKD 1992 S. 445) i. d. F. der Neube-
kanntmachung vom 1. Januar 2004 (ABl. EKD 2004 S. 7):

§ 1

Ergänzung von § 5 Absatz 3 MVG.EKD

In § 5 Absatz 3 werden hinter dem Wort »Gliedkirchen«
die Wörter »sowie die gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se« eingefügt.

§ 2 

In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2007
in Kraft.«

Evangelische Kirche in Deutschland
– Kirchenamt –

Nr. 66* Gesetzesvertretende Verordnung des Rates
der Evangelischen Kirche in Deutschland
über die Bildung einer gemeinsamen Mitar-
beitervertretung EKD – VELKD; vorüber-
gehende Beauftragung der Mitarbeitervertre-
tung des Kirchenamtes der EKD. 

Vom 25./26. Januar 2007.

Der Rat der EKD hat in seiner Sitzung am 25./26. 1. 2007
gemäß Artikel 29 Abs. 2 GO.EKD folgende gesetzesvertre-
tende Verordnung beschlossen:

»Gesetzesvertretende Verordnung des Rates der EKD zur
Änderung des § 65 des Kirchengesetzes über Mitarbeiter-
vertretungen in der Evangelischen Kirche in Deutschland
(Mitarbeitervertretungsgesetz – MVG) vom 6. November
1992 (ABl. EKD 1992 S. 445) i. d. F. der Neubekanntma-
chung vom 1. Januar 2004 (ABl. EKD 2004 S. 7), zuletzt
geändert durch gesetzesvertretende Verordnung vom 8. De-
zember 2006:

§ 1

Ergänzung von § 65 MVG.EKD

Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt:

(3) Für die Zeit vom 1. Januar 2007 bis zum Ende der lau-
fenden Amtszeit der Mitarbeitervertretung werden die Auf-
gaben der Mitarbeitervertretung für die Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen der VELKD von der Mitarbeitervertretung des
Kirchenamtes der EKD wahrgenommen. Nach Ablauf der
Amtszeit nach Satz 1 bilden das Kirchenamt der EKD und
die VELKD eine gemeinsame Mitarbeitervertretung nach
§ 5 Absatz 3.

§ 2 

In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt rückwirkend ab 1. Januar 2007 in
Kraft.«

Evangelische Kirche in Deutschland
– Kirchenamt –
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Nr. 67* 6. Änderung der Neufassung der Satzung der
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Darm-
stadt.

Der Verwaltungsrat der Kirchlichen Zusatzversorgungs-
kasse Darmstadt hat in seiner Sitzung am 20. Oktober 2006
die 6. Änderung der Neufassung der Satzung beschlossen.
Die Gewährleistungsträger haben die erforderlichen Zu-
stimmungen abgegeben; die Versicherungsaufsicht – das
Hessische Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landes-
entwicklung – hat die Änderung mit Schreiben vom
6. 2. 2007 – III 4-2 – 039 f-10-05 – genehmigt. Sie wird
nachstehend gemäß § 2 Abs. 2 Satz 4 der Satzung veröffent-
licht.

§ 1

Änderung der Satzung

Die Satzung der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse
Darmstadt vom 18. April 2002, zuletzt geändert durch die 
5. Satzungsänderung vom 20. Januar 2006, wird wie folgt
geändert:

1. In § 1 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort »Kasse«
die Worte »den Beteiligten (§ 11) und« sowie nach dem
Wort »Versicherung« die Worte »in Anlehnung an das
Punktemodell« eingefügt.

2. § 13 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Wort »Vordrucke« durch das
Wort »Meldungen« ersetzt sowie die Worte »sechs
Wochen nach ihrer Übersendung an den Beteiligten
ausgefüllt« gestrichen und durch die Worte »bis zum
28. Februar des Folgejahres« ersetzt.

b) In Satz 3 werden nach den Worten »25 Euro« die
Worte »– insgesamt maximal 2.000 Euro –« einge-
fügt.

c) Folgende Sätze 4 und 5 werden angefügt:

» 4Der pauschale Schadenersatz nach Satz 3 ist zu
reduzieren, wenn der Beteiligte nachweist, dass der
konkrete Schaden der Kasse geringer ist.

5Sofern der konkrete Schaden höher ist als der
pauschale Schadensersatz nach Satz 3, bleibt es der
Kasse unbenommen, ihren darüber hinausgehenden
Schaden aufgrund der verspäteten Meldung geltend
zu machen.«

3. In § 19 Absatz 1 wird in den Buchstaben a bis l jeweils
am Ende das Wort »oder« durch ein Komma ersetzt, so-
weit noch kein Komma oder Semikolon vorhanden ist,
und in Buchstabe m das Komma vor dem Wort »oder«
gestrichen.

4. In § 22 wird Buchstabe c gestrichen.

5. § 23 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Worte »Abmeldung aus der
Pflichtversicherung durch den Beteiligten« gestri-
chen und durch die Worte »Beendigung des Be-
schäftigungsverhältnisses« ersetzt.

b) Satz 3 wird gestrichen und Satz 4 wird zu Satz 3.

6. In § 26 Absatz 1 werden die Worte »Eintritt des Ver-
sicherungsfalles« durch die Worte »Bestehen eines An-
spruchs auf Rente« ersetzt.

7. In § 27 Absatz 2 wird Satz 2 gestrichen.

8. § 29 Absatz 2 wird gestrichen.

9. In § 38 Absatz 4 wird die Verweisung »Sätze 1 bis 3«
durch die Verweisung »Sätze 1 und 2« ersetzt.

10. In § 47 Absatz 1 Satz 2 werden nach den Worten »gilt
dies nur, wenn« die Worte »diese im Rahmen einer 
EU-Standardüberweisung erfolgen kann; hierzu teilt«
eingefügt und die Worte »mitgeteilt hat« am Satzende
durch das Wort »mit« ersetzt.

11. In § 49 Satz 1 wird vor den Worten »einem anspruchs-
berechtigten Hinterbliebenen« das Wort »einer/« einge-
fügt.

12. In § 62 wird folgender Absatz 5 angefügt:

»(5) 1Für Beteiligte der Kasse, die sich in einer wirt-
schaftlichen Notlage befinden, kann für die Pflichtversi-
cherung arbeitsrechtlich geregelt werden, dass für die
Zusage von Leistungen für die Dauer von bis zu drei
Jahren bis zu einer Mindesthöhe von 2 v. H. von der
nach § 34 Abs. 2 zugesagten Leistung abgewichen wer-
den kann. 2In diesem Fall hat der Beteiligte das entspre-
chend verminderte zusatzversorgungspflichtige Entgelt
zu melden. 3Entsprechend der Verminderung der Leis-
tungszusage für die bei dem Beteiligten beschäftigten
Pflichtversicherten reduziert sich für den Beteiligten in-
soweit der zu zahlende Beitrag an die Kasse.«

13. In § 65 Satz 3 wird das Wort »drei« durch das Wort
»fünf« ersetzt.

14. In § 66 Absatz 3 Satz 1 wird nach dem Wort »entspre-
chend« angefügt:

»für übergeleitete Zeiten, deren Berücksichtigung bei
der Bonuspunkteverteilung im Überleitungsabkommen
vorgesehen ist«

15. § 80 Absatz 1 Buchstabe a wird wie folgt neu gefasst:

»a) zum Schiedsgericht, wenn zwischen dem Antrag-
steller und der Kasse vereinbart wird, dass anstelle der
ordentlichen Gerichte das Schiedsgericht über den
Streitgegenstand endgültig nach dem in der Verfahrens-
ordnung für das Schiedsgericht geregelten Verfahren
entscheiden soll (Schiedsvertrag [§§ 1029 ff ZPO]).«

§ 2 

In-Kraft-Treten

Diese Satzungsänderung tritt mit Wirkung zum 1. Januar
2006 in Kraft. Abweichend von Satz 1 treten Nr. 12 und 13
zum 1. Januar 2007 in Kraft.

D a r m s t a d t ,  20. März 2007

Kirchliche Zusatzversorgungskasse Darmstadt
– Anstalt des öffentlichen Rechts –

Der Vorstand

S c h u l z e  S c h w i e n h o r s t F e h n

(Vorsitzender)
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Nr. 68 Kirchengesetz zur Änderung der Verfassung
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
Kirche Deutschlands. 

Vom 16. November 2006. (ABl. Bd. VII S. 331) 

Die Generalsynode und die Bischofskonferenz der Ver-
einigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands ha-
ben das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit
verkündet wird: 

Artikel I 

Die Verfassung der Vereinigten Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche Deutschlands i. d. F. vom 1. November 1978
(ABl. VELKD Bd. V, S. 123) zuletzt geändert durch Kir-
chengesetz vom 18. Oktober 2005 (ABl. VELKD Bd. VII,
S. 306) wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 4 Absatz 4 werden nach dem Wort »Bischofs«
die Wörter »oder einer Bischöfin« eingefügt. Nach dem
Wort »und« werden die Wörter »dessen oder deren
Stellvertretung« eingefügt. Nach dem Wort »Beamten«
werden die Wörter »oder der leitenden juristischen Be-
amtin« eingefügt. 

2. In Artikel 8 werden unter Ziff. 1 nach dem Wort 
»Bischof« die Wörter »oder die Leitende Bischöfin«
eingefügt. 

3. Artikel 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort »Bischö-
fen« die Wörter »und Bischöfinnen« und nach dem
Wort »Inhabern« die Wörter »oder Inhaberinnen«
eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort »Bischof«
die Wörter »oder der Leitenden Bischöfin« eingefügt. 

c) In Absatz 1 Satz 3 werden nach dem Wort »General-
synode« die Wörter »ein stellvertretendes Mitglied«
eingefügt. 

d) Nach Absatz 1 Satz 3 wird ein neuer Satz 4 einge-
fügt, der wie folgt lautet: »Dieses muss ordiniert sein
und ein kirchenleitendes Amt innehaben.« 

e) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter »den Stellver-
treter« durch die Wörter »das stellvertretende Mit-
glied« ersetzt. 

4. Artikel 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort »Bischof«
die Wörter »oder die Leitende Bischöfin, dessen
oder deren Stellvertretung« eingefügt. Nach dem
Wort »Bischofs« werden die Wörter »oder der Lei-
tenden Bischöfin« eingefügt. 

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort »Bischöfe« die
Wörter »und Bischöfinnen« eingefügt. 

5. Artikel 12 wird wie folgt geändert:  

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort »Bischof«
die Wörter »oder die Leitende Bischöfin« eingefügt.
Nach dem Wort »der« werden die Wörter »oder die«
eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort »Er« die
Wörter »oder sie« eingefügt. 

c) In Absatz 1 Satz 3 werden nach dem Wort »Er« die
Wörter »oder sie« eingefügt. 

d) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort »Bischof«
die Wörter »oder die Leitende Bischöfin« eingefügt. 

e) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort »Er« die
Wörter »oder sie« eingefügt. 

f) In Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort »Er« die
Wörter »oder sie« eingefügt. 

6. Artikel 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wörtern »einen
Bischof« die Wörter »oder eine Bischöfin« eingefügt.
Nach den Wörtern »Leitenden Bischof« werden die
Wörter »oder zur Leitenden Bischöfin« eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort »Seine« durch das
Wort »Die« ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort »Bischofs«
die Wörter »oder der Leitenden Bischöfin« eingefügt. 

d) In Absatz 2 Satz 4 werden nach dem Wort »Bischofs«
die Wörter »oder einer Leitenden Bischöfin« einge-
fügt. 

e) In Absatz 2 Satz 5 wird das Wort »seinen« durch das
Wort »einen« ersetzt. Nach dem Wort »Vorsitzenden«
werden die Wörter »oder eine Vorsitzende« eingefügt. 

f) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort »Bischofs«
die Wörter »oder der Leitenden Bischöfin« eingefügt. 

g) In Absatz 5 werden nach dem Wort »Bischofs« die
Wörter »oder der Leitenden Bischöfin« eingefügt. 

7. Artikel 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort »Bischof«
die Wörter »oder die Leitende Bischöfin« eingefügt. 

b) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

»Die Einführung in das Amt soll möglichst noch
während der Dauer der Tagung der Generalsynode
stattfinden.« 

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

»(2) Der Leitende Bischof oder die Leitende Bi-
schöfin wird von dem Bischof oder der Bischöfin
mit dem höchsten Dienstalter nach der Ordnung der
Agende in das Amt eingeführt.« 

d) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort »Bischofs«
die Wörter »oder der Leitenden Bischöfin« einge-
fügt. Die Wörter »der Gewählte« werden durch die
Wörter »der oder die Gewählte« ersetzt. 

e) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort »seiner« durch das
Wort »der« ersetzt. Nach dem Wort »Bischof« wer-
den die Wörter »oder die Leitende Bischöfin« einge-
fügt. Nach dem Wort »Amtsantritt« werden die
Wörter »seines Nachfolgers« durch die Wörter »ei-
nes Nachfolgers oder einer Nachfolgerin« ersetzt. 

f) In Absatz 3 Satz 3 werden nach dem Wort »Bischof«
die Wörter »oder die Leitende Bischöfin« eingefügt.
Das Wort »sein« wird durch das Wort »das« ersetzt.
Nach dem Wort »Stellvertreter« werden die Wörter
»oder die Stellvertreterin« eingefügt. 

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland
Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands
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g) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

»(4) Nach jeder Wahl des Leitenden Bischofs
oder der Leitenden Bischöfin wählt die Bischofs-
konferenz aus ihrer Mitte einen Bischof oder eine
Bischöfin als dessen oder deren Stellvertretung.« 

h) In Absatz 4 Satz 2 wird vor dem Wort »Wieder-
wahl« das Wort »Die« eingefügt. Nach dem Wort
»Stellvertreters« werden die Wörter »oder der bishe-
rigen Stellvertreterin« eingefügt. 

i) In Absatz 4 Satz 3 werden nach dem Wort »Stellver-
treter« die Wörter »oder die Stellvertreterin« einge-
fügt. Nach dem Wort »Bischofs« werden die Wörter
»oder der Leitenden Bischöfin« eingefügt. Nach
dem Wort »Stellvertreter« werden die Wörter »oder
eine neue Stellvertreterin« eingefügt. 

j) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

»(5) Tritt außer dem Leitenden Bischof oder der
Leitenden Bischöfin auch dessen oder deren Stellver-
tretung zurück, so vertritt bis zur Neuwahl der Bischof
oder die Bischöfin mit dem höchsten Dienstalter.« 

8. Artikel 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort »Stell-
vertretern« die Wörter »oder Stellvertreterinnen«
eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz 3 werden nach dem Wort »Bischof«
die Wörter »oder die Leitende Bischöfin« eingefügt.
Nach dem Wort »Stellvertreter« werden die Wörter
»oder Stellvertreterinnen« eingefügt. 

c) In Absatz 6 Satz 2 werden nach dem Wort »Stell-
vertreter« die Wörter »oder Stellvertreterinnen« ein-
gefügt. 

d) In Absatz 6 Satz 3 werden nach dem Wort »Stell-
vertreter« die Wörter »oder Stellvertreterinnen« ein-
gefügt und das Wort »Synodalen« durch das Wort
»Mitgliedes« ersetzt. 

e) In Absatz 6 Satz 4 werden nach dem Wort »Stell-
vertreter« die Wörter »oder Stellvertreterinnen« ein-
gefügt und das Wort »Synodalen« durch das Wort
»Mitgliedes« ersetzt. 

f) In Absatz 7 Satz 2 werden nach dem Wort »Bischof«
die Wörter »oder die Leitende Bischöfin« eingefügt. 

g) In Absatz 7 Satz 3 werden nach dem Wort »Stell-
vertreters« die Wörter »oder einer Stellvertreterin«
eingefügt. 

h) In Absatz 8 Satz 2 werden nach den Wörtern »und
von dem« die Wörter »oder der« eingefügt. 

i) In Absatz 8 Satz 3 werden das Wort »seiner« durch
die Wörter »dessen oder deren« ersetzt und nach
dem Wort »Präsidenten« die Wörter »oder die Prä-
sidentin« eingefügt. 

j) In Absatz 8 Satz 4 werden das Wort »vom« durch die
Wörter »von dem« ersetzt und nach dem Wort »Präsi-
denten« die Wörter »oder der Präsidentin« eingefügt. 

9. Artikel 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

»(1) Die Generalsynode wählt ein Präsidium, be-
stehend aus dem Präsidenten oder der Präsidentin,
der oder die nicht aus der Gruppe der ordinierten
Mitglieder gewählt werden soll, einem ersten Vize-
präsidenten oder einer ersten Vizepräsidentin, einem
zweiten Vizepräsidenten oder einer zweiten Vize-
präsidentin und zwei beisitzenden Mitgliedern.« 

b) In Absatz 4 wird das Wort »Redner« durch das Wort
»Redebeitrag« ersetzt. 

10. Artikel 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort »Vorsit-
zendem« die Wörter »oder der Leitenden Bischöfin
als Vorsitzender« eingefügt. Das Wort »Stellvertre-
ter« wird durch die Wörter »seiner oder ihrer Stell-
vertretung« ersetzt. Nach dem Wort »Präsidenten«
werden die Wörter »oder der Präsidentin« eingefügt.
Nach den Wörtern »ihrer Mitglieder und deren«
wird das Wort »Stellvertreter« durch das Wort
»Stellvertretern« ersetzt, und nach diesem Wort wer-
den die Wörter »oder Stellvertreterinnen« eingefügt.
Nach dem Wort »Stellvertreter« werden die Wörter
»oder Stellvertreterinnen« eingefügt. 

b) Absatz 2 Satz 1wird wie folgt gefasst: »Für das
weitere Mitglied der Bischofskonferenz wählt diese
einen ersten Stellvertreter oder eine erste Stellver-
treterin und einen zweiten Stellvertreter oder eine
zweite Stellvertreterin.« 

c) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: »Der Prä-
sident oder die Präsidentin der Generalsynode wird
durch den ersten Vizepräsidenten oder die erste Vi-
zepräsidentin bzw. den zweiten Vizepräsidenten
oder die zweite Vizepräsidentin vertreten.« 

d) In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort »Stellvertreter«
durch die Wörter »stellvertretende Mitglieder« ersetzt.

e) In Absatz 3 wird das Wort »Stellvertreter« durch die
Wörter »stellvertretenden Mitglieder« ersetzt. 

f) In Absatz 4 wird das Wort »Stellvertreter« durch die
Wörter »stellvertretendes Mitglied« ersetzt. 

g) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort »Prä-
sidenten« die Wörter »oder der Präsidentin« eingefügt.

h) Absatz 5 Satz 3 wird wie folgt gefasst: »Scheidet ein
gewähltes Mitglied während der Amtszeit aus, so
tritt das an nächster Stelle stehende stellvertretende
Mitglied an dessen Stelle.« 

11. Artikel 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort »Bischofs«
die Wörter »oder der Leitenden Bischöfin« einge-
fügt. 

b) Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst: »In ihr kann
bestimmt werden, dass der Leitende Bischof oder
die Leitende Bischöfin und zwei weitere von der
Kirchenleitung zu bestimmende Mitglieder unter
Vorsitz des Leitenden Bischofs oder der Leitenden
Bischöfin die Geschäfte der Kirchenleitung führen,
wenn diese nicht versammelt ist.« 

c) In Absatz 4 werden nach den Wörtern »Fällen kann
der« die Wörter »oder die« eingefügt. 

d) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

»(5) Der Leiter oder die Leiterin des Amtes der
VELKD und dessen oder deren ständige Vertretung
nehmen an den Sitzungen mit beratender Stimme
teil. Sofern beide nicht rechtskundig sind, nimmt ein
juristischer Referent oder eine juristische Referentin
des Amtes der VELKD an den Sitzungen mit bera-
tender Stimme teil.« 

12. Artikel 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort »Leiter«
die Wörter »oder einer Leiterin« und nach dem Wort
»Referenten« die Wörter »und Referentinnen« ein-
gefügt. 
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b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: »Der Leiter
oder die Leiterin, der zugleich theologischer Vize-
präsident oder die zugleich theologische Vizepräsi-
dentin ist und eine Hauptabteilung im Kirchenamt
der Evangelischen Kirche in Deutschland leitet, und
die Referenten oder Referentinnen werden vom Rat
der Evangelischen Kirche in Deutschland im Einver-
nehmen mit der Kirchenleitung, der Leiter oder die
Leiterin zugleich im Benehmen mit der Bischofs-
konferenz berufen.« 

c) In Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort »Leiter«
die Wörter »oder der Leiterin« und nach dem Wort
»Kirchenbeamten« die Wörter »oder Kirchenbeam-
tinnen« sowie nach den Wörtern »Leitenden Bi-
schof« die Wörter »oder der Leitenden Bischöfin«
eingefügt. 

d) In Absatz 2 Satz 5 werden nach dem Wort »Leiters«
die Wörter »oder der Leiterin« und nach dem Wort
»Referenten« die Wörter »und Referentinnen« ein-
gefügt. 

13. Artikel 21 a Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: »Die
Vereinigte Kirche ist Anstellungsträgerin der Pfarrer
oder Pfarrerinnen, Kirchenbeamten oder Kirchenbeam-
tinnen, sowie der sonstigen Mitarbeiter oder Mitarbei-
terinnen, die nicht im Amt der VELKD tätig sind.« 

14. In Artikel 24 Absatz 9 Satz 1 werden nach dem Wort
»Bischof« die Wörter »oder der Leitenden Bischöfin«
eingefügt und die Wörter »von ihm« werden gestrichen. 

Artikel II 

1. Dieses Kirchengesetz tritt zum 1. März 2007 in Kraft. 

2. Die Kirchenleitung wird ermächtigt, die Verfassung der
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch-
lands in der Fassung, die sie durch dieses Kirchengesetz
erhalten hat, neu zu fassen und die Neufassung im Amts-
blatt der Vereinigten Kirche zu veröffentlichen. 

A h r e n s b u r g , den 17. Oktober 2006 

Der Präsident der Generalsynode 

Veldtrup 

Unter Bezugnahme auf den Beschluss der Generalsynode
vom 17. Oktober 2006 und den Beschluss der Bischofskon-
ferenz vom 30. Oktober 2006 vollzogen. 

H a n n o v e r , den 16. November 2006 

Der Leitende Bischof 

Dr. Johannes  F r i e d r i c h

Nr. 69 In-Kraft-Treten des Kirchengesetzes zu dem
Vertrag zwischen der Vereinigten Evange-
lisch-Lutherischen Kirche Deutschlands mit
der Evangelischen Kirche in Deutschland und
zur Änderung der Verfassung der Vereinigten
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch-
lands vom 18. Oktober 2005 (ABl. VELKD
Bd. VII, S. 306). 

Vom 8. Dezember 2006. (ABl. Bd. VII S. 333)

Gemäß § 3 Absatz 2 der Geschäftsordnung hat der Ge-
schäftsführende Ausschuss der Kirchenleitung am 8. De-
zember 2006 wie folgt beschlossen: 

Das Kirchengesetz zu dem Vertrag zwischen der Verein-
igten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands mit
der Evangelischen Kirche in Deutschland und zur Änderung
der Verfassung der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
Kirche Deutschlands vom 18. Oktober 2005 (ABl. VELKD
Bd. VII, S. 306) tritt am 1. Januar 2007 in Kraft. 

H a n n o v e r ,  den 8. Dezember 2006 

Das Lutherische Kirchenamt 

i. V.  F r e h r k i n g

Nr. 70 Kirchengesetz der Vereinigten Evangelisch-
Lutherischen Kirche Deutschlands zur Ände-
rung des Disziplinargesetzes. 

Vom 17. Oktober 2006. (ABl. Bd. VII S. 333) 

Die Generalsynode und die Bischofskonferenz der Ver-
einigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands ha-
ben auf Grund von Artikel 24 der Verfassung der Vereinig-
ten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands das fol-
gende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet
wird: 

Artikel I 

Das Kirchengesetz der Vereinigten Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche Deutschlands über das Verfahren und die
Rechtsfolgen bei Amtspflichtverletzungen (Disziplinarge-
setz – DiszG) vom 4. Mai 2001 (ABl. VELKD Bd. VII,
S. 150), zuletzt geändert durch Gesetz vom 2. November
2004 (ABl. VELKD Bd. VII, S. 246), wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 4 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

»(2) Die Frist des Absatzes 1 Satz 1 ist gehemmt: 

1. für die Dauer eines Beschwerdeverfahrens oder ei-
nes Spruchverfahrens, 

2. während des Laufes der für die Erfüllung von Aufla-
gen oder Weisungen nach § 16 a gesetzten Frist, 

3. sofern wegen desselben Sachverhalts ein Verfahren
nach dem Kirchengesetz über das Verfahren bei
Lehrbeanstandungen eingeleitet worden ist, 

4. sofern wegen desselben Sachverhalts ein staatliches
Straf- oder Bußgeldverfahren eingeleitet worden ist
oder 

5. sofern eine Klage aus dem Dienstverhältnis erhoben
wurde.« 

2. Nach § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

»§ 5 a 

(1) Das Disziplinarverfahren kann bis zum Erlass ei-
ner Entscheidung nach den §§ 14, 51, 52, 80, 102 be-
schränkt werden, indem solche Handlungen ausgenom-
men werden, die für die Art und Höhe der zu erwarten-
den Disziplinarmaßnahme voraussichtlich nicht ins
Gewicht fallen. Die Beschränkung ist aktenkundig zu
machen. 

(2) Die ausgeschiedenen Handlungen können nicht
wieder in das Disziplinarverfahren einbezogen werden,
es sei denn, die Voraussetzungen für die Beschränkung
entfallen nachträglich. Werden die ausgeschiedenen
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Handlungen nicht wieder einbezogen, so können sie
nach dem unanfechtbaren Abschluss des Disziplinarver-
fahrens nicht Gegenstand eines neuen Disziplinarver-
fahrens sein.« 

3. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird hinter der Ziffer 1 die Ziffer 2 wie
folgt eingefügt: 

»2. das Verfahren unter Auflagen oder Weisungen
nach § 16 a Abs. 1 vorläufig einstellt,« 

b) Die bisherigen Ziffern 2, 3 und 4 in § 14 Absatz 1
werden Ziffern 3, 4 und 5. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a. In Absatz 3 wird die Ziffer »2« durch die Ziffer
»3« und die Ziffer »4« durch die Ziffer »5« er-
setzt. 

b. Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

»Für die Hemmung dieser Frist gilt § 4 Abs. 2
entsprechend.« 

4. In § 15 Absatz 3 wird das Wort »unterbricht« durch das
Wort »hemmt« ersetzt. 

5. Nach § 16 wird folgende Überschrift und folgender
§ 16 a eingefügt: 

»6. Vorläufige Einstellung des Disziplinarverfahrens  

§ 16 a 

(1) Mit schriftlicher Zustimmung des Pfarrers oder
der Pfarrerin kann die einleitende Stelle das Disziplinar-
verfahren vorläufig einstellen und dem Pfarrer oder der
Pfarrerin schriftlich Auflagen oder Weisungen erteilen,
wenn diese geeignet sind, die durch die Amtspflichtver-
letzung entstandene Gefährdung oder Beeinträchtigung
für die Glaubwürdigkeit des Dienstes des Pfarrers oder
der Pfarrerin und damit für die Glaubwürdigkeit des der
Kirche aufgegebenen Dienstes zu beseitigen. 

(2) Zur Erfüllung der Auflagen oder Weisungen setzt
die einleitende Stelle dem Pfarrer oder der Pfarrerin eine
Frist, die höchstens 6 Monate betragen soll. Erfüllt der
Pfarrer oder die Pfarrerin die Auflagen oder Weisungen,
so stellt die einleitende Stelle das Disziplinarverfahren
endgültig ein. Die Amtspflichtverletzung kann dann
nicht mehr Gegenstand eines neuen Disziplinarverfah-
rens sein.« 

6. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

»(3) Die einleitende Stelle kann die Disziplinar-
verfügung mit einer Nebenmaßnahme verbinden.
Vorbehaltlich entgegenstehender Bestimmungen der
Gliedkirchen kann die einleitende Stelle für die Dau-
er von bis zu fünf Jahren: 

1. dem Pfarrer oder der Pfarrerin den Vorsitz und
die Geschäftsführung im Kirchenvorstand und
ganz oder teilweise die Geschäftsführung des
Pfarramtes entziehen, 

2. dem Pfarrer oder der Pfarrerin die Verwaltung
fremder Gelder ganz oder teilweise verbieten
oder 

3. dem Pfarrer oder der Pfarrerin im Warte- oder
Ruhestand Beschränkungen in der Ausübung
von Auftrag und Recht zur öffentlichen Wort-
verkündigung und zur Sakramentsverwaltung,
zum Führen der Amtsbezeichnung und etwaiger

kirchlicher Titel und zum Tragen der Amtsklei-
dung auferlegen, wenn die Rücksicht auf Amt
und Gemeinde dies gebietet.« 

b) Die bisherigen Absätze 3, 4, 5 und 6 werden Absät-
ze 4, 5, 6 und 7. 

c) In Absatz 4 Satz 3 werden nach dem Wort »Diszipli-
narverfügung« die Wörter »oder die Nebenmaßnah-
me nach Absatz 3« eingefügt. 

d) In Absatz 5 wird die Zahl »3« durch die Zahl »4« er-
setzt. 

7. In § 33 Absatz 2 wird die Ziffer »2« durch die Ziffer »3«
und die Ziffer »4« durch die Ziffer »5« ersetzt. 

8. In § 36 Absatz 3 wird die Ziffer »2« durch die Ziffer »3«
und die Ziffer »4« durch die Ziffer »5« ersetzt. 

9. In § 50 Absatz 1 wird die Ziffer »4« durch die Ziffer »5«
ersetzt. 

10. In § 70 wird folgender Absatz 7 eingefügt: 

»(7) Ist die Aussage eines Zeugen oder einer Zeugin
während der Ermittlungen zu Protokoll genommen wor-
den, so darf dieses Protokoll im weiteren Verfahren
nicht verlesen werden, wenn der Zeuge oder die Zeugin
von seinem oder ihrem Recht, das Zeugnis zu verwei-
gern, Gebrauch macht. Die Vernehmung einer Verhörs-
person ist statthaft, wenn der Zeuge oder die Zeugin
nach ordnungsgemäßer Belehrung über das Zeugnisver-
weigerungsrecht von diesem Recht keinen Gebrauch ge-
macht hat und im weiteren Verfahren das Zeugnis ver-
weigert.« 

11. § 116 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 ange-
fügt: »Wird die Beschwerde teilweise zurückgewie-
sen, können dem Pfarrer oder der Pfarrerin die Kos-
ten des Beschwerdeverfahrens anteilig auferlegt
werden.« 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

»(3) Haben die Ermittlungen ergeben, dass der
Pfarrer oder die Pfarrerin die Amtspflicht nicht ver-
letzt hat oder ist eine Amtspflichtverletzung nicht
nachweisbar, so sind die zur zweckentsprechenden
Rechtsverfolgung notwendigen Auslagen zu erstat-
ten.« 

12. § 127 wird wie folgt geändert: Absatz 1 wird wie folgt
gefasst: 

»(1) Wenn es um des Amtes willen dringend geboten
erscheint, kann die einleitende Stelle während der Er-
mittlungen und im förmlichen Verfahren 

1. einem Pfarrer oder einer Pfarrerin die Ausübung des
Dienstes ganz oder teilweise vorläufig untersagen, 

2. ihm oder ihr die öffentliche Wortverkündigung und
Sakramentsverwaltung sowie die Vornahme von
Amtshandlungen vorläufig untersagen, 

3. dem Pfarrer oder der Pfarrerin vorbehaltlich ent-
gegenstehender Bestimmungen der Gliedkirchen,
insbesondere vorläufig 

a) den Vorsitz und die Geschäftsführung im Kir-
chenvorstand und ganz oder teilweise die Ge-
schäftsführung des Pfarramts entziehen oder 

b) die Verwaltung fremder Gelder ganz oder teil-
weise verbieten.« 
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Artikel II 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Februar 2007 in Kraft. 

A h r e n s b u r g ,  den 17. Oktober 2006 

Der Präsident der Generalsynode 

V e l d t r u p

Unter Bezugnahme auf den Beschluss der Generalsynode
vom 17. Oktober 2006 und den Beschluss der Bischofskon-
ferenz vom 30. Oktober 2006 vollzogen. 

H a n n o v e r ,  den 16. November 2006 

Der Leitende Bischof 

Dr. Johannes  F r i e d r i c h

Nr. 71 Kirchengesetz der Vereinigten Evangelisch-
Lutherischen Kirche Deutschlands zur Neu-
ordnung des Kirchenbeamtenrechts (Kir-
chenbeamtenrechtsneuordnungsgesetz
VELKD) (KBRNOG). 

Vom 16. November 2006. (ABl. Bd. VII S. 335) 

Die Generalsynode und die Bischofskonferenz der Ver-
einigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands ha-
ben auf Grund von Artikel 24 der Verfassung der Vereinig-
ten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands das fol-
gende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet
wird: 

Artikel I 

Aufhebung des Kirchenbeamtengesetzes 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche

Deutschlands 

Das Kirchengesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse
der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen in der Verein-
igten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands (Kir-
chenbeamtengesetz – KBG) vom 17. Oktober 1995 (ABl.
VELKD Bd. VI, S. 292, ber. Bd. VII, S. 90), zuletzt geän-
dert durch Kirchengesetz vom 22. Oktober 2002 (ABl.
VELKD Bd. VII, S. 194), wird mit Wirkung für die Verein-
igte Kirche und ihre Gliedkirchen aufgehoben. 

Artikel II 

Zustimmung zum Kirchengesetz 
über die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten 

in der Evangelischen Kirche in Deutschland 

§ 1 

Dem Kirchengesetz über die Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten in der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (Kirchenbeamtengesetz der EKD – KBG. EKD) vom
10. November 2005 wird auf Grund von Artikel 24 a i. V. m.
Artikel 24 der Verfassung der Vereinigten Evangelisch-Lu-
therischen Kirche Deutschlands mit Wirkung für die Ver-
einigte Kirche und ihre Gliedkirchen zugestimmt. 

§ 2 

Die Kirchenleitung der Vereinigten Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche Deutschlands wird ermächtigt, die Zustim-
mung gemäß Artikel 10 a Absatz II Buchst. c der Grundord-
nung der Evangelischen Kirche in Deutschland gegenüber
dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland zu erklä-
ren. 

§ 3 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach der Verkündung
in Kraft. 

Artikel III  

Kirchengesetz der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
Kirche Deutschlands zur Ergänzung des Kirchengesetzes
über die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten in der
Evangelischen Kirche in Deutschland (Kirchenbeamtenge-
setzergänzungsgesetz VELKD) (KBGErgG.VELKD) 

I. Bestimmungen für Kirchenbeamte 
und Kirchenbeamtinnen 

§ 1 

Geltungsbereich 

Dieses Kirchengesetz gilt für die im öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnis stehenden Kirchenbeamten und Kir-
chenbeamtinnen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
Kirche Deutschlands (VELKD). Es gilt ferner für die Kir-
chenbeamten und Kirchenbeamtinnen der Körperschaften,
Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts, über die
die VELKD die Aufsicht führt. 

§ 2 

(Zu § 4 Abs. 4 KBG.EKD) 
Oberste Dienstbehörde, Dienstvorgesetzte 

(1) Oberste Dienstbehörde ist die Kirchenleitung. Sie
führt die Dienst- und Fachaufsicht über die Kirchenbeamten
und Kirchenbeamtinnen der VELKD. 

(2) Dienstvorgesetzte für die Kirchenbeamten und Kir-
chenbeamtinnen des höheren Dienstes ist die Kirchenlei-
tung. Dienstvorgesetzter oder Dienstvorgesetzte für die
übrigen Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen ist der
Leiter oder die Leiterin des Amtes der VELKD. 

§ 3 

(Zu § 6 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 KBG.EKD) 
Kirchenbeamte auf Zeit 

(1) Das Kirchenbeamtenverhältnis kann auf Zeit begrün-
det werden, wenn ein Kirchenbeamter oder eine Kirchenbe-
amtin, der oder die bereits in einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis steht, für Aufgaben im Sinne des § 3
KBG.EKD nicht länger als sechs Jahre verwendet werden
soll. Eine Verlängerung ist zulässig, sie soll jedoch nicht
über sechs Jahre hinausgehen. § 6 Abs. 1 Nr. 1 KBG.EKD
bleibt unberührt. 

(2) § 8 Abs. 2 Nr. 4 KBG.EKD findet auf Kirchenbeamte
und Kirchenbeamtinnen auf Zeit keine Anwendung. 

§ 4 

(Zu § 7 KBG.EKD) 
Ernennung 

Die Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen der
VELKD werden vom Leitenden Bischof oder der Leitenden
Bischöfin ernannt.
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§ 5 

(Zu § 14 Abs. 1 KBG.EKD) 
Laufbahn, Beförderung 

Soweit die Kirchenleitung nichts anderes bestimmt, gel-
ten die für die Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen in
der EKD jeweils geltenden Laufbahnbestimmungen ent-
sprechend. 

§ 6 

(Zu § 15 Abs. 1 KBG.EKD) 
Amtsbezeichnung 

Soweit die Kirchenleitung nichts anderes bestimmt, füh-
ren Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen die in der je-
weils geltenden Rechtsverordnung über die Amtsbezeich-
nungen der Kirchenbeamten der Evangelischen Kirche in
Deutschland für ihr Amt aufgeführten Amtsbezeichnungen. 

§ 7 

(Zu § 16 KBG.EKD) 
Personalakten 

(1) Die Personalakten werden im Amt der VELKD ge-
führt. 

(2) Ohne die Einwilligung des Kirchenbeamten oder der
Kirchenbeamtin dürfen die Personalakten 

a) der Kirchenleitung der VELKD als oberster Dienstbe-
hörde, 

b) dem Leiter oder der Leiterin des Amtes der VELKD so-
wie einer Person, die in dessen oder deren Auftrag im
Rahmen der Personalverwaltung tätig wird, 

c) den Gerichten und anderen Behörden im Rahmen recht-
licher Verpflichtung und 

d) im erforderlichen Umfang dem Oberrechnungsamt der
EKD vorgelegt werden. In allen übrigen Fällen bedarf
die Vorlage der Personalakte der Einwilligung des Kir-
chenbeamten oder der Kirchenbeamtin. 

§ 8 

(Zu § 27 Abs. 3 KBG.EKD) 
Rechtsfolgen bei Ausübung eines Mandates 

Das Nähere wird durch das Kirchengesetz der EKD über
die Rechtsverhältnisse beim Erwerb von Mandaten in ge-
setzgebenden Körperschaften und kommunalen Vertretun-
gen (Mandatsgesetz) geregelt. 

§ 9 

(Zu § 28 Abs. 1 KBG.EKD) 
Arbeitszeit 

Die für die Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen der
EKD jeweils geltenden Bestimmungen zur Arbeitszeit gel-
ten, soweit nichts anderes bestimmt ist, entsprechend. 

§ 10 

(Zu § 35 Abs. 1 KBG.EKD) 
Besoldung, Versorgung, Beihilfe 

(1) Für die Besoldung, Versorgung und Beihilfe der Kir-
chenbeamten und Kirchenbeamtinnen der VELKD gelten,
soweit nichts anderes bestimmt ist, die jeweils für die Kir-
chenbeamten und Kirchenbeamtinnen der EKD geltenden
Vorschriften. 

(2) Soweit die Organe der Vereinigten Kirche nichts an-
deres bestimmen, gelten die für die Kirchenbeamten und

Kirchenbeamtinnen der EKD jeweils geltenden Vorschrif-
ten über Reise- und Umzugskostenvergütung und Tren-
nungsgeld entsprechend. 

§ 11 

(Zu §§ 35 – 37 KBG.EKD) 
Entsprechende Anwendung der Vorschriften 

des Besoldungsrechts 

Für die Verzinsung, Abtretung, Verpfändung, Aufrech-
nung, Zurückbehaltung und Rückforderung von Leistungen,
die nicht Besoldung oder Versorgung sind, gelten die Vor-
schriften des Besoldungsrechts entsprechend. 

§ 12 

(Zu § 59 KBG.EKD) 
Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses 

Die Vorschrift gilt entsprechend, wenn im Kirchenbeam-
tenverhältnis zur Vereinigten Kirche stehende Ordinierte in
den Dienst einer Gliedkirche oder Ordinierte im Kirchenbe-
amtenverhältnis einer Gliedkirche in den Dienst der Verein-
igten Kirche übertreten. 

§ 13 

(Zu § 61 Abs. 3 KBG.EKD) 
Wartestandsbezüge 

Soweit nichts anderes bestimmt ist, erfolgt die Gewäh-
rung von Wartegeld nach den jeweils für die Kirchenbeam-
ten und Kirchenbeamtinnen der EKD geltenden Bestim-
mungen. 

§ 14 

(Zu § 87 KBG.EKD) 
Rechtsweg 

(1) Zuständiger Spruchkörper ist das Verfassungs- und
Verwaltungsgericht der VELKD. Das Nähere regelt das
Kirchengesetz über die Errichtung eines Verfassungs- und
Verwaltungsgerichts. 

(2) In Streitigkeiten aus dem Kirchenbeamtenverhältnis
ist vor Klageerhebung, auch im Falle von Leistungs- und
Feststellungsklagen, ein Vorverfahren durchzuführen. Dies
gilt auch, wenn die Maßnahme von der obersten Dienstbe-
hörde getroffen wurde. Der Widerspruch ist beim Amt der
VELKD zu erheben. Hilft dieses dem Widerspruch nicht ab,
so entscheidet die Kirchenleitung. 

§ 15 

(Zu § 94 KBG.EKD) 
Fortgeltung bestehenden Rechts 

Regelungen, die auf der Grundlage des aufgehobenen
Kirchenbeamtengesetzes der VELKD erlassen wurden,
bleiben, sofern nicht durch dieses Kirchengesetz etwas an-
deres bestimmt ist, solange in Kraft bis die Kirchenleitung
durch Rechtsverordnung etwas anderes bestimmt hat. 

II. Bestimmungen für Pfarrer und Pfarrerinnen 

§ 16 

Für Pfarrer und Pfarrerinnen, die in einem Pfarrerdienst-
verhältnis zur VELKD stehen oder die zur VELKD beur-
laubt sind, ohne in einem Kirchenbeamtenverhältnis auf
Zeit zu stehen, gelten die §§ 1, 8 bis 13, 49 bis 65 und 81 bis
82 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD sinngemäß. 
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III. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 17 

(Zu § 17 Abs. 3, §§ 26, 28, § 35 Abs. 1, 
§ 38 Abs. 4, § 50 Abs. 5, § 54 Abs. 3, § 83 Abs. 2) 

Anwendung staatlichen Rechts 

(1) Soweit das Recht der Vereinigten Evangelisch-Luthe-
rischen Kirche Deutschlands zu nachfolgenden Rechtsfragen
aus einem Kirchenbeamtenverhältnis keine Regelung vor-
sieht, finden die für Beamte und Beamtinnen des Bundes je-
weils geltenden Bestimmungen entsprechende Anwendung: 

a) Einsichts- und Auskunftsrecht in Ausbildungs- und Prü-
fungsakten, 

b) Annahme von Zuwendungen, 

c) Arbeitszeit, 

d) Unterhalt, 

e) Erholungs- und Sonderurlaub,

f) Teildienst aus familiären Gründen mit weniger als der
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit, 

g) Anspruch auf Beihilfe während der Zeit einer Beurlau-
bung und 

h) Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Wi-
derruf.

(2) Die Kirchenleitung wird ermächtigt, die oben genann-
ten Rechtsfragen durch Rechtsverordnung zu regeln. 

Artikel IV 
Kirchengesetz der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen

Kirche Deutschlands über die Kirchenbeamtengesamtver-
tretung der VELKD (Kirchenbeamtengesamtvertretungs-
gesetz VELKD) (KBGVG.VELKD) 

§ 1 

Geltungsbereich 

Dieses Kirchengesetz gilt für die Kirchenbeamten und
Kirchenbeamtinnen der Vereinigten Kirche, ihrer Gliedkir-
chen sowie deren Gliederungen und Einrichtungen, die Kör-
perschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen
Rechts sind und der Aufsicht der Vereinigten Kirche oder
ihrer Gliedkirchen unterstehen. 

§ 2 

(Zu § 92 KBG.EKD) 
Kirchenbeamtengesamtvertretung 

(1) Die Kirchenbeamtengesamtvertretung der Vereinig-
ten Kirche ist nach § 92 KBG.EKD bei der Vorbereitung
kirchenbeamtenrechtlicher Vorschriften, die die VELKD
und ihre Gliedkirchen betreffen, zu beteiligen. 

(2) Die Kirchenbeamtengesamtvertretung ist insbesonde-
re bei der Novellierung des Kirchenbeamtengesetzes der
Evangelischen Kirche in Deutschland, des Disziplinarrechts
der Vereinigten Kirche sowie bei der Vorbereitung allge-
meiner dienstrechtlicher Vorschriften, die die Vereinigte
Kirche mit Wirkung für ihren Bereich und ihre Gliedkirchen
erlässt, zu beteiligen. 

§ 3 

Zusammensetzung 

(1) Die Kirchenbeamtengesamtvertretung besteht aus 

a) je zwei Kirchenbeamten oder Kirchenbeamtinnen aus
den Gliedkirchen Bayern, Hannover, Nordelbien und
Sachsen und 

b) je einem Kirchenbeamten oder einer Kirchenbeamtin
aus den Gliedkirchen Braunschweig, Mecklenburg,
Schaumburg-Lippe und Thüringen sowie 

c) einem Kirchenbeamten oder einer Kirchenbeamtin der
VELKD oder einem Kirchenbeamten oder einer Kir-
chenbeamtin, der oder die im Amt der VELKD für die
VELKD tätig ist. 

(2) Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter oder eine
Stellvertreterin zu benennen. 

(3) Die Geschäfte führt das Amt der VELKD. 

§ 4 

Wahl und Amtszeit 

(1) Die Gliedkirchen bestimmen, wie die von ihnen zu
benennenden Kirchenbeamten, Kirchenbeamtinnen, Stell-
vertreter und Stellvertreterinnen gewählt werden und unter
welchen Voraussetzungen sie aus der Kirchenbeamtenge-
samtvertretung ausscheiden. 

(2) Die Amtszeit der Kirchenbeamtengesamtvertretung
dauert fünf Jahre und beginnt jeweils am 1. August. Nach
Ablauf der Amtszeit führt die bisherige Kirchenbeamten-
gesamtvertretung die Geschäfte bis zur Übernahme durch
die neugebildete Kirchenbeamtengesamtvertretung fort. 

§ 5 

Beteiligung der Kirchenbeamtengesamtvertretung 

(1) Die Kirchenleitung informiert die Kirchenbeamten-
gesamtvertretung rechtzeitig, wenn sie Aufträge zu Entwür-
fen dienstrechtlicher Vorschriften erteilt. 

(2) Die Kirchenbeamtengesamtvertretung der VELKD
erhält Entwürfe von 

a) Kirchengesetzen, sobald sie den Gliedkirchen nach Arti-
kel 24 Abs. 3 oder Art. 24 a der Verfassung zugeleitet
werden, 

b) Verordnungen mit Gesetzeskraft und Rechtsverordnun-
gen mit Wirkung für die Gliedkirchen nach der ersten
Beratung in der Kirchenleitung zur Stellungnahme. Die
Kirchenbeamtengesamtvertretung kann zu den in Satz 1
Buchstabe a genannten Entwürfen im gleichen Zeitraum
Stellung nehmen, der den Gliedkirchen eingeräumt
wird. Zu den in Satz 1 Buchstabe b genannten Entwür-
fen kann die Kirchenbeamtengesamtvertretung bis zur
nächsten Sitzung der Kirchenleitung, auf begründeten
Antrag bis zur übernächsten Sitzung, Stellung nehmen. 

(3) Die Kirchenleitung gibt der Kirchenbeamtengesamt-
vertretung Vorlagen an die Generalsynode, zu der sie Gele-
genheit hatte, Stellung zu nehmen, zur Kenntnis. 

(4) Für Entwürfe von Kirchengesetzen aus der Mitte der
Bischofskonferenz und aus der Mitte der Generalsynode
gelten Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a und Satz 2 entsprechend. 

§ 6 

Fortbestehen der derzeitigen 
Kirchenbeamtengesamtvertretung 

Die Amtszeit der derzeitigen Kirchenbeamtengesamtver-
tretung der VELKD bis zum 31. Juli 2008 wird durch dieses
Gesetz nicht berührt. 

Artikel V 

Kirchengesetz der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
Kirche Deutschlands zur 

Ergänzung von § 60 Abs. 3 KBG.EKD 
(ErgG.VELKD zu § 60 Abs. 3 KBG.EKD) 

§ 1 

Dieses Kirchengesetz gilt für die Kirchenbeamten und
Kirchenbeamtinnen der Vereinigten Kirche, ihrer Gliedkir-
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chen sowie deren Gliederungen und Einrichtungen, die Kör-
perschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen
Rechts sind und der Aufsicht der Vereinigten Kirche oder
ihrer Gliedkirchen unterstehen. 

§ 2 

(Zu § 60 Abs. 3 KBG.EKD) 
Versetzung mangels gedeihlichen Wirkens 

(1) Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen können in
den Wartestand versetzt werden, wenn ein gedeihliches
Wirken in dem bisherigen Amt nicht gewährleistet ist und
sie weder weiterverwendet noch nach § 58 KBG.EKD ver-
setzt werden können. Der Grund braucht dabei nicht im
Verhalten des Kirchenbeamten oder der Kirchenbeamtin zu
liegen. 

(2) Zur Feststellung des Sachverhalts nach Absatz 1 sind
von der durch die Oberste Dienstbehörde bestimmten Per-
son die erforderlichen Erhebungen durchzuführen. Vor Ein-
leitung der Erhebungen ist der Kirchenbeamte oder die Kir-
chenbeamtin zu hören. Der oder die Dienstvorgesetzte ist
während der Erhebungen zu hören. Die Kirchenbeamten-
vertretung ist zu hören, sofern der Kirchenbeamte oder die
Kirchenbeamtin nicht widerspricht. Eine ärztliche, amts-
ärztliche oder vertrauensärztliche Untersuchung kann ange-
ordnet werden. Liegt der Grund zu dem Verfahren nach
Satz 1 in dem Verhalten des Kirchenbeamten oder der Kir-
chenbeamtin, so bleibt die Möglichkeit, ein Disziplinarver-
fahren einzuleiten, unberührt. 

(3) Für die Dauer der Erhebungen nimmt der Kirchenbe-
amte oder die Kirchenbeamtin den Dienst in dem bisherigen
Amt nicht wahr. Während dieser Zeit soll eine angemessene
Aufgabe übertragen werden. Es kann auch bestimmt wer-
den, dass der Dienst in dem bisherigen Amt fortgeführt
wird. 

(4) Rechtsbehelfe gegen die Versetzung in den Warte-
stand haben keine aufschiebende Wirkung (§ 87 Abs. 3
KBG.EKD). Die Stelle kann einem anderen Kirchenbeam-
ten oder einer anderen Kirchenbeamtin erst übertragen wer-
den, wenn die Maßnahmen nach Absatz 1 bestandskräftig
geworden sind. 

(5) Das Wartegeld wird für die Dauer von sechs Monaten
von der Bestandskraft der Versetzung in den Wartestand an
in Höhe der bisherigen Besoldung gewährt, längstens je-
doch für die Dauer von einem Jahr nach Bekanntgabe der
Entscheidung. Die Gliedkirchen werden ermächtigt, die Fri-
sten nach Satz 1 durch kirchengesetzliche Regelung zu ver-
kürzen. 

Artikel VI 

In-Kraft-Treten 

(1) Die Artikel 1, 3, 4 und 5 dieses Kirchengesetzes treten
an dem Tage in Kraft, an dem der Rat der Evangelischen
Kirche in Deutschland durch Verordnung das In-Kraft-Tre-
ten des Kirchenbeamtengesetzes der EKD für die Vereinig-
te Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands und ihre
Gliedkirchen bestimmt. 

(2) Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz zur Regelung der
Rechtsverhältnisse der Kirchenbeamten und Kirchenbeam-
tinnen in der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche
Deutschlands (Kirchenbeamtengesetz – KBG) vom 17. Okt-
ober 1995, (ABl. VELKD Bd. VI, S. 292, ber. Bd. VII,

S. 90), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 22. Okt-
ober 2002, (ABl. VELKD Bd. VII, S. 194) außer Kraft. 

A h r e n s b u r g ,  den 17. Oktober 2006 

Der Präsident der Generalsynode 

V e l d t r u p

Unter Bezugnahme auf den Beschluss der Generalsynode
vom 17. Oktober 2006 und den Beschluss der Bischofskon-
ferenz vom 30. Oktober 2006 vollzogen. 

H a n n o v e r ,  den 16. November 2006 

Der Leitende Bischof 

Dr. Johannes  F r i e d r i c h

Nr. 72 Verordnung mit Gesetzeskraft der Kirchen-
leitung der Vereinigten Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche Deutschlands über die Mitar-
beitervertretung für die Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen der Vereinigten Kirche (VO
MVG-VELKD). 

Vom 17. November 2006. (ABl. Bd. VII S. 338) 

Die Kirchenleitung hat die folgende Verordnung mit Ge-
setzeskraft beschlossen, die hiermit verkündet wird: 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

(1) Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Vereinigten
Kirche bilden gemäß § 5 Absatz 3 des Kirchengesetzes über
Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland (Mitarbeitervertretungsgesetz – MVG) eine
gemeinsame Mitarbeitervertretung mit der Mitarbeiterver-
tretung des Kirchenamtes der EKD. 

(2) Für sie gelten das Kirchengesetz über Mitarbeiterver-
tretungen in der Evangelischen Kirche in Deutschland (Mit-
arbeitervertretungsgesetz – MVG) vom 6. November 1992
(ABl. EKD Heft 12 S. 445 ff.) und die dazu ergangenen
Rechtsverordnungen, insbesondere die Wahlordnung in der
jeweils geltenden Fassung entsprechend. 

In-Kraft-Treten / Außer-Kraft-Treten / 
Übergangsbestimmungen 

§ 2 

(1) Diese Verordnung mit Gesetzeskraft tritt, vorbehalt-
lich des In-Traft-Tretens des Kirchengesetzes zu dem Ver-
trag zwischen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
Kirche Deutschlands mit der Evangelischen Kirche in
Deutschland vom 18. Oktober 2005, zum 1. Januar 2007 in
Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz über die Mitarbei-
tervertretung im Lutherischen Kirchenamt vom 10. Novem-
ber 1984 (ABl. VELKD Bd. V, S. 329) außer Kraft. 

H a n n o v e r ,  den 17. November 2006 

Der Leitende Bischof 

Dr. Johannes  F r i e d r i c h

Amtsblatt-04-01  24.04.2007  16:27 Uhr  Seite 106



Heft 4, 2007 Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland 107

Nr. 73 Geschäftsordnung für das Amt der Vereinig-
ten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch-
lands. 
Vom 7. Juli 2006. (ABl. Bd. VII S. 345) 

Die Kirchenleitung erlässt im Einvernehmen mit dem Rat
der EKD aufgrund von Artikel 21 Abs. 3 der Verfassung der
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
im Benehmen mit der Bischofskonferenz die folgende Ge-
schäftsordnung für das Amt der VELKD: 

§ 1 

(1) Das Amt der VELKD hat seinen Sitz in Hannover im
Kirchenamt der EKD. Für einzelne Dienststellen des Amtes
der VELKD kann die Kirchenleitung einen anderen Sitz be-
stimmen. 

(2) Das Amt der VELKD führt den Schriftwechsel unter
der Bezeichnung »Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kir-
che Deutschlands Amt der VELKD«. 

§ 2 

(1) Im Einvernehmen mit der Kirchenleitung beruft der
Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland den Leiter
oder die Leiterin des Amtes der VELKD im Benehmen mit
der Bischofskonferenz. Der Leiter oder die Leiterin des Am-
tes ist zugleich theologischer Vizepräsident oder theologi-
sche Vizepräsidentin und leitet eine Hauptabteilung im Kir-
chenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland. 

(2) Der Leiter oder die Leiterin des Amtes der VELKD
führt die Bezeichnung »Leiter des Amtes der VELKD« oder
»Leiterin des Amtes der VELKD«. 

(3) Die Kirchenleitung regelt die Vertretung des Leiters
oder der Leiterin des Amtes der VELKD. 

§ 3 

(1) Im Einvernehmen mit der Kirchenleitung beruft der
Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland die Referen-
ten und Referentinnen des Amtes der VELKD und setzt ihre
Amtsbezeichnung fest. 

(2) Im Einvernehmen mit dem Leiter oder der Leiterin
des Amtes des VELKD stellt die Evangelische Kirche in
Deutschland die im Amt der VELKD Tätigen an. Die im
Amt der VELKD tätigen Kirchenbeamten und Kirchenbe-
amtinnen werden zusätzlich im Einvernehmen mit dem Lei-
tenden Bischof oder der Leitenden Bischöfin berufen. 

§ 4 

(1) Der Leiter oder die Leiterin des Amtes der VELKD
leitet die gesamte Tätigkeit des Amtes der VELKD und
sorgt für Zusammenarbeit. Als Vizepräsident oder Vizeprä-
sidentin des Kirchenamtes der EKD führt er oder sie die
Dienstaufsicht gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 des Vertrages zwi-
schen der EKD und der VELKD. 

(2) Die Geschäftsverteilung regelt der Leiter oder die Lei-
terin des Amtes der VELKD nach Beratung mit den Refe-
renten und Referentinnen. Die Kirchenleitung ist über die
Geschäftsverteilung zu unterrichten; sie entscheidet in
Zweifelsfällen. 

(3) Der Leiter oder die Leiterin des Amtes der VELKD ist
der Kirchenleitung für die Tätigkeit des Amtes der VELKD
verantwortlich. Er oder sie ist verpflichtet, mit dem Leiten-
den Bischof oder der Leitenden Bischöfin ständig Fühlung
zu halten.  

§ 5 

(1) Die Referenten und Referentinnen des Amtes der
VELKD bearbeiten die Angelegenheiten ihres Aufgabenge-

bietes unbeschadet der Rechte und Pflichten des Leiters
oder der Leiterin des Amtes der VELKD in eigener Verant-
wortung und in gegenseitiger Beratung. Sie beteiligen den
Leiter oder die Leiterin des Amtes der VELKD an allen
wichtigen Vorgängen. 

(2) Der Leiter oder die Leiterin des Amtes der VELKD
kann sich in Angelegenheiten der VELKD über den jeweili-
gen Abteilungsleiter oder die jeweilige Abteilungsleiterin
des Kirchenamtes der EKD der Mitwirkung aller Fachrefe-
rate des Kirchenamtes bedienen. Entsprechend können die
Abteilungsleiter des Kirchenamtes der EKD sich über den
Leiter oder der Leiterin des Amtes der VELKD der Mitwir-
kung der Fachreferate des Amtes der VELKD bedienen. 

§ 6 

Das Amt der VELKD hält regelmäßig Referentenbespre-
chungen ab. Die Niederschriften sind dem Leitenden Bi-
schof oder der Leitenden Bischöfin zuzusenden. 

§ 7 

(1) Der Leiter oder die Leiterin, die Referenten und Refe-
rentinnen des Amtes der VELKD haben Teil am kirchenlei-
tenden Amt. Sie nehmen, sofern die Kirchenleitung nichts
anderes beschließt, an den Sitzungen der Kirchenleitung be-
ratend teil. Der Leiter oder die Leiterin des Amtes der
VELKD, dessen oder deren Stellvertretung und, sofern kei-
ner von beiden rechtskundig ist, ein juristisches Mitglied
des Amtes der VELKD, nehmen beratend auch an vertrau-
lichen Sitzungen teil, soweit sie nicht selbst betroffen sind. 

(2) Die Bischofskonferenz regelt die Teilnahme an ihren
Sitzungen von Fall zu Fall. 

§ 8 

Das Amt der VELKD übt die allgemeine Verwaltung der
Vereinigten Kirche, einschließlich der Finanzverwaltung,
im Rahmen der Verfassung, der Kirchengesetze und Ver-
ordnungen sowie der Beschlüsse der Kirchenleitung aus
(Artikel 21 Abs. 1 der Verfassung). 

§ 9 

Im Rahmen seiner Aufgaben nach § 8 unterstützt das Amt
der VELKD die Kirchenleitung, die Bischofskonferenz und
die Generalsynode sowie die Ausschüsse und Einrichtungen
in ihrer Tätigkeit. 

§ 10 

(1) Das Amt der VELKD ist insbesondere beauftragt und
ermächtigt,

1. die Beschlüsse der Kirchenleitung und der Bischofskon-
ferenz auszuführen; 

2. die Sitzungen der Kirchenleitung und der Bischofskon-
ferenz sowie die Tagungen der Generalsynode vorzube-
reiten und für die Niederschrift zu sorgen; 

3. Vorlagen und Entwürfe für die Kirchenleitung und die
Bischofskonferenz zu erarbeiten; 

4. mit den Organen und Behörden der Gliedkirchen der
Vereinigten Kirche sowie mit anderen kirchlichen Stel-
len in Deutschland und in der Ökumene Verbindung zu
halten; 

5. zu Vorlagen und Anfragen der Gliedkirchen Stellung zu
nehmen, soweit nicht wegen der Bedeutung der Angele-
genheit Beschlüsse der Kirchenleitung herbeizuführen
sind; 

6. Stellungnahmen der Gliedkirchen zu Arbeitsergebnis-
sen, Planungen und Anfragen der Organe und Amtsstel-
len der Vereinigten Kirche herbeizuführen; 
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Nr. 74 Kirchengesetz zur Ausführung des Kirchen-
gesetzes über die Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten in der Evangelischen Kirche
in Deutschland (Kirchenbeamtengesetz der
EKD – KBG.EKD) vom 10. November 2005
(Kirchenbeamtenausführungsgesetz – KBAG). 

Vom 16. November 2006. (KABl. 2007 S. 29)

Die Landessynode der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz hat das folgende Kir-
chengesetz beschlossen:

Artikel 1

Zustimmung zum Kirchengesetz 
über die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten 

in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Die Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-schlesi-
sche Oberlausitz stimmt dem Kirchengesetz über die Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten in der Evangelischen
Kirche in Deutschland (Kirchenbeamtengesetz der EKD –
KBG.EKD) vom 10. November 2005 zu.

Artikel 2

Kirchengesetz zur Ausführung des Kirchengesetzes 
über die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten 

in der Evangelischen Kirche in Deutschland

§ 1 (Zu § 4 KBG.EKD)

Oberste Dienstbehörde, Dienstvorgesetzter

(1) Oberste Dienstbehörde für die Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten in der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz ist die Kirchenlei-
tung. Sie kann mit der Wahrnehmung der Aufgaben der
Obersten Dienstbehörde für näher bestimmte Aufgabenbe-
reiche des Konsistoriums, im Fall von Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten des Konsistoriums und der ihm nach-

geordneten Dienststellen die Präsidentin oder den Präsiden-
ten des Konsistoriums beauftragen.

(2) Dienstvorgesetzter ist

1. für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der
Kirchengemeinden der Gemeindekirchenrat,

2. für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten des
Kirchenkreises der Kreiskirchenrat,

3. für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten des
Konsistoriums und der ihm zugeordneten Dienststellen
die Präsidentin oder der Präsident des Konsistoriums,

4. für die Präsidentin oder den Präsidenten und die Pröp-
stin oder den Propst die Kirchenleitung.

Wer Dienstvorgesetzter der Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten in den sonstigen landeskirchlichen Ämtern,
Dienststellen und Werken sowie der Körperschaften, An-
stalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts ist, richtet
sich nach den für diese Einrichtungen bestehenden besonde-
ren Bestimmungen. Soweit keine Regelung getroffen ist, ist
das Konsistorium Dienstvorgesetzter.

§ 2 (Zu § 6 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 KBG.EKD) 

Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit

§ 8 Abs. 2 Nr. 4 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD
findet auf Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit
keine Anwendung.

§ 3 (zu § 7 KBG.EKD)

Ernennung

Zuständig für die Ernennung sind

1. der Gemeindekirchenrat für die Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten der Kirchengemeinde,

2. der Kreiskirchenrat für die Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten des Kirchenkreises,

7. vor der Generalsynode zu Vorlagen der Kirchenleitung
Bericht zu erstatten; 

8. die Vereinigte Kirche im Rahmen der Verwaltungsauf-
gaben gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten; 

9. den Haushaltsplan der Vereinigten Kirche einschließlich
der Bewilligung von Zuschüssen und anderen Finanzhil-
fen nach Richtlinien der Kirchenleitung zu bewirtschaf-
ten und für die Rechnungsprüfung zu sorgen; 

10. das Deutsche Nationalkomitee des Lutherischen Welt-
bundes nach dessen Satzung zu unterstützen; 

11. im Auftrag der Kirchenleitung Stellungnahmen gemäß
Artikel 6 Abs. 3 der Verfassung der VELKD zu Gesetz-
entwürfen der Gliedkirchen abzugeben; 

12. im Auftrag der Kirchenleitung Stellungnahmen gemäß §
7 Abs. 5 des Kirchengesetzes über die Errichtung eines
Verfassungs- und Verwaltungsgerichts der VELKD ab-
zugeben. 

(2) Das Amt der VELKD ist außerdem beauftragt und er-
mächtigt, an Angelegenheiten gemäß § 7 Abs. 3 Satz 2 des
Vertrages zwischen der EKD und der VELKD mitzuwirken. 

(3) Das Amt der VELKD ist verpflichtet, der Kirchenlei-
tung über getroffene Maßnahmen regelmäßig Bericht zu er-

statten. Dies gilt besonders für Stellungnahmen nach Ab-
satz 1 Ziff. 5, 6, 11 und 12. 

§ 11

Kann in eiligen Fällen eine notwendige Stellungnahme
der Kirchenleitung oder ihres oder ihrer Vorsitzenden auch
im Wege des schriftlichen Verfahrens oder der fernmünd-
lichen Anfrage nicht rechtzeitig herbeigeführt werden, so
kann das Amt der VELKD eine Stellungnahme unter dem
Vorbehalt der Genehmigung der Kirchenleitung abgeben. 

§ 12 

(1) Diese Geschäftsordnung ersetzt die Geschäftsordnung
für das Lutherische Kirchenamt der Vereinigten Evange-
lisch-Lutherischen Kirche Deutschlands vom 24. April
1970 (ABl. VELKD Bd. III, S. 305) unter Berücksichtigung
des Änderungsbeschlusses vom 15./16. Januar 1975 (ABl.
VELKD Bd. V, S. 85). 

(2) Diese Geschäftsordnung tritt zu dem Zeitpunkt in
Kraft, zu dem das Kirchengesetz zu dem Vertrag zwischen
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch-
lands mit der Evangelischen Kirche in Deutschland und zur
Änderung der Verfassung der Vereinigten Evangelisch-Lu-
therischen Kirche Deutschlands vom 18. Oktober 2005
(ABl. VELKD Bd. VII, S. 306 ff.) in Kraft tritt.

C. Aus den Gliedkirchen
Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz
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3. die Kirchenleitung für die landeskirchlichen Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamten, soweit sie nicht das
Konsistorium dazu ermächtigt hat,

4. das nach der Satzung zuständige Organ bei kirchlichen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts für die Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten dieser Einrichtungen.

§ 4 (Zu § 14 KBG.EKD)

Laufbahnbestimmungen

Für die Laufbahnen der Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten und die Art ihrer Vorbildung gelten die Laufbahn-
bestimmungen für vergleichbare staatliche Beamtinnen und
Beamte des Landes Berlin sinngemäß, soweit nicht durch
Rechtsverordnung eine besondere kirchliche Regelung ge-
troffen ist.

§ 5 (Zu § 15 Abs. 1 KBG.EKD)

Amtsbezeichnungen

Die Amtsbezeichnungen ergeben sich aus den in der
Rechtsverordnung über die Besoldung für Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamte aufgeführten Ämtern.

§ 6 (Zu § 16 und § 17 KBG.EKD)

Personalakten

(1) Die Führung der Personalakte obliegt der zuständigen
Dienstbehörde.

(2) Zuständige Dienstbehörde für die Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten der Kirchengemeinden und Kirchen-
kreise ist das für die Ernennung zuständige Organ; für die
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten des Konsisto-
riums und der ihm zugeordneten Dienststellen ist Dienstbe-
hörde das Konsistorium. Wer Dienstbehörde der Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamten der sonstigen öffentlich-
rechtlichen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen ist,
richtet sich nach den für diese Einrichtungen bestehenden
besonderen Bestimmungen. Soweit keine Regelung getrof-
fen ist, ist es das Konsistorium.

(3) Näheres zur Führung der Personalakte und zum Recht
auf Einsichtnahme kann die Kirchenleitung durch Rechts-
verordnung regeln.

§ 7 (Zu § 28 KBG.EKD)

Arbeitszeit

Für die regelmäßige Arbeitszeit der Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten findet das für die Beamtinnen und Be-
amten des Landes Berlin geltende Recht entsprechende An-
wendung, soweit nicht durch Rechtsverordnung eine abwei-
chende Regelung getroffen wird. Im Rahmen der bestehen-
den Regelung bestimmt die Dienstvorgesetzte oder der
Dienstvorgesetzte vorbehaltlich einer allgemeinen Weisung
der Obersten Dienstbehörde die Arbeitszeit.

§ 8 (Zu § 38 KBG.EKD)

Urlaub

(1) Der Urlaub der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten wird durch Rechtsverordnung geregelt.

(2) Für die Erteilung von Sonderurlaub gelten die für Be-
amtinnen und Beamten des Landes Berlin getroffenen Bestim-
mungen entsprechend, soweit nichts anderes bestimmt ist.

§ 9 (Zu § 50 und § 51 Abs. 4 KBG.EKD)

Beurlaubung und Teildienst

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten kann unter
den Voraussetzungen des § 50 Abs. 1 Teilbeschäftigung

auch mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeits-
zeit bewilligt werden, wenn zwingende dienstliche Belange
nicht entgegenstehen.

(2) Eine Teilbeschäftigung kann auch in der Weise zuge-
lassen werden, dass für einen in der Regel mehrjährigen
Zeitraum die Besoldung nach einem geringeren als dem tat-
sächlichen Dienstumfang bemessen wird und dafür zum
Ausgleich für einen entsprechenden Zeitraum eine volle
Freistellung vom Dienst unter Fortzahlung der einge-
schränkten Besoldung gewährt wird.

(3) Näheres zu den Voraussetzungen und der Ausgestal-
tung von Teilbeschäftigungen oder Beurlaubungen ohne
Dienstbezüge, auch für einzelne Arbeitsbereiche, kann die
Kirchenleitung durch Rechtsverordnung regeln.

§ 10 (Zu § 60 Abs. 3 KBG.EKD)

Versetzung mangels gedeihlichen Wirkens

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Lebenszeit
oder auf Zeit können, wenn ein gedeihliches Wirken in dem
bisherigen Amt nicht gewährleistet ist und sie weder weiter-
verwendet noch versetzt werden können, in den Wartestand
versetzt werden.

§ 11 (Zu § 87 KBG.EKD)

Rechtsweg 

In Streitigkeiten aus dem Kirchenbeamtenverhältnis ist
vor Klageerhebung, auch im Fall von Leistungs- und Fest-
stellungsklagen, ein Vorverfahren durchzuführen. Dies gilt
auch, wenn die Maßnahme von der Obersten Dienstbehörde
getroffen wurde.

§ 12 (Zu § 88 KBG.EKD)

Leistungsbescheid

Ansprüche aus dem Kirchenbeamtenverhältnis können
durch Leistungsbescheid geltend gemacht werden.

§ 13 (Zu § 93 Abs. 2 KBG.EKD)

Genehmigungsbedürftigkeit durch das Konsistorium

(1) Der Genehmigung des Konsistoriums bedürfen in An-
gelegenheiten von Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
der Kirchengemeinden und Kirchenkreise sowie der Körper-
schaften, die von Kirchengemeinden oder Kirchenkreisen
gebildet worden sind und der Schulstiftung der Evangeli-
schen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz:

1. die Errichtung und Aufhebung von Kirchenbeamtenstel-
len,

2. die Begründung eines Kirchenbeamtenverhältnisses so-
wie der anderen nach § 7 Abs. 1 Kirchenbeamtengesetz
der EKD einer Ernennung bedürftigen Rechtsakte,

3. Die Abordnung, Zuweisung oder Versetzung zu einem
anderen Dienstgeber nach den §§ 56 bis 58 Kirchenbe-
amtengesetz der EKD,

4. die Wiederberufung aus dem Wartestand nach § 63 Kir-
chenbeamtengesetz der EKD oder aus dem Ruhestand
nach § 73 Kirchenbeamtengesetz der EKD,

5. die Entlassung aus dem Dienst nach § 80 Kirchenbeam-
tengesetz der EKD und nach § 82 Kirchenbeamtenge-
setz der EKD.

(2) Die Beförderung von Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten der Schulstiftung der Evangelischen Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz, die nicht im
Schuldienst tätig sind, bedarf ebenfalls der Genehmigung
des Konsistoriums.
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Nr. 75 Kirchengesetz zur Änderung des Kirchenge-
setzes über die Taufe.

Vom 13. Dezember 2006. (KABl.2007 S. 43)

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:

§ 1

Das Kirchengesetz über die Taufe vom 5. März 1971
(Kirchl. Amtsbl. S. 60, 93), geändert durch das Kirchenge-
setz zur Änderung des Kirchengesetzes über die Taufe vom
14. Dezember 1988 (Kirchl. Amtsbl. S. 177), wird wie folgt
geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort »geübt« durch das Wort
»vollzogen« ersetzt.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: »Die Kirchenge-
meinden stehen durch die Praxis der Kindertaufe in
der besonderen Verantwortung, zur Erziehung im
christlichen Glauben beizutragen und Familien und
Paten dafür Hilfen anzubieten.

c) Nach Absatz 2 wird folgender neue Absatz 3 ange-
fügt:

»(3) Ältere Kinder und Erwachsene werden nach
angemessener Vorbereitung, bei der sie in die
Grundlagen des christlichen Glaubens eingeführt
werden, getauft.«

2. In § 2 werden die Klammerzusätze jeweils durch die
Wörter »oder Sorgeberechtigten« ersetzt.

3. § 3 erhält folgende Fassung:

»§ 3 

Die Ordnung der Taufe richtet sich nach der in der
Landeskirche eingeführten Agende.«

4. In § 4 werden die Klammerzusätze durch die Wörter
»oder Sorgeberechtigten« ersetzt.

5. In § 5 wird der Klammerzusatz  durch die Wörter »oder
Sorgeberechtigten« ersetzt.

6. § 6 erhält folgende Fassung: 

»§ 6

Die Entscheidung über die Versagung der Taufe trifft
das zuständige Pfarramt nach Anhörung des Kirchen-
vorstandes. Gegen die Entscheidung kann Beschwerde
bei dem Superintendenten oder der Superintendentin,

gegen die Entscheidung des Superintendenten oder der
Superintendentin die weitere Beschwerde beim Landes-
superintendenten oder bei der Landessuperintendentin
eingelegt werden.

Die Beschwerde und die weitere Beschwerde können
nur innerhalb einer Frist von einem Monat jeweils nach
Bekanntgabe der Entscheidung eingelegt werden. Die
Entscheidung des Landessuperintendenten oder der
Landessuperintendentin unterliegt keiner weiteren
Nachprüfung.«

7. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort »Pate« die
Wörter »oder eine Patin« eingefügt

bb) In Satz 2 werden die Wörter »Jeder Benannte
muss« durch die Wörter »Die Benannten müs-
sen« ersetzt.

b) Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut:

»(2) Jeder Pate und jede Patin muss einer christ-
lichen Kirche angehören.«

c) Die Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

»(3)Wenigstens ein Pate oder eine Patin muss
Mitglied einer evangelischen Kirche sein, deren Be-
kenntnis in Artikel 1 der Grundordnung der Evange-
lischen Kirche in Deutschland genannt ist. Er oder
sie muss das Patenrecht besitzen, das durch die Kon-
firmation oder die Taufe nach dem Konfirmationsal-
ter erworben wird.

(4) Kann im Ausnahmefall kein evangelischer
Pate oder keine evangelische Patin benannt werden,
so kann von dem in Absatz 3 genannten Erfordernis
abgesehen werden, wenn zumindest ein Elternteil
oder Sorgeberechtigter Mitglied einer Kirche nach
Absatz 3 ist«.

d) Es werden folgende neue Absätze 5 und 6 angefügt:

»(5) In seelsorgerlich begründeten Einzelfällen
kann auf eine Benennung eines Paten oder einer Pa-
tin verzichtet werden, wenn zumindest ein Elternteil
oder Sorgeberechtigter Mitglied einer Kirche nach
Absatz 3 ist.

(6) Die Paten oder die Patinnen sind Zeugen der
Taufhandlung. Sie können sich bei Verhinderung
vertreten lassen«.

§ 14 (Zu § 94 KBG.EKD)

Fortgeltung bestehenden Rechts

Regelungen, die auf der Grundlage des Kirchengesetzes
über die Rechtsverhältnisse der Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten der in der Evangelischen Kirchen der
Union vom 6. Juni 1998 oder des zuvor geltenden Rechts er-
lassen wurden, bleiben bis auf weiteres in Kraft, soweit sie
diesem Gesetz und dem Kirchenbeamtengesetz der EKD
nicht entgegenstehen.

Artikel 3

In-Kraft-Treten und Schlussbestimmungen

(1) Das Kirchenbeamtengesetz der EKD tritt zu dem vom
Rat der Evangelischen in Deutschland durch Verordnung

bestimmten Tag in Kraft, frühestens jedoch am 1. Januar
2007. Dieses Kirchengesetz tritt zum selben Zeitpunkt in
Kraft.

(2) Gleichzeitig treten das Berlin-Brandenburger Einfüh-
rungsgesetz zum Kirchenbeamtengesetz vom 14. November
1998 (KABl.-EKiBB 1999, S. 14) und das Kirchenbeamten-
rechtsausführungsgesetz vom 14. November 1998 (KABl.-
EKiBB 1999, S. 15), zuletzt geändert durch die Verordnung
mit Gesetzeskraft vom 28. Juni 2002 (KABl.-EKiBB S.
137) außer Kraft.

B e r l i n ,  den 16. November 2006

Andreas  B ö e r

Präses

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers
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8. Nach § 8 wird folgender neue § 9 eingefügt:

»§ 9

Gehören die Eltern oder Sorgeberechtigten eines Kin-
des keiner der in § 8 Abs. 3 genannten Kirchen an, muss
gewährleistet sein, dass sie die Ausübung der Paten-
pflichten und die Teilnahme des Kindes am kirchlichen
Leben und Unterricht nicht hindern.«

9. Der bisherige § 9 wird § 10.

10. Der bisherige § 10 wird § 11 und erhält folgende Fas-
sung:

»§ 1

Jede christliche Taufe, die mit Wasser im Namen des
dreieinigen Gottes vollzogen worden ist, ist als gültige
Taufe anzuerkennen. Kann der Vollzug einer Taufe
nicht glaubhaft gemacht werden, so gilt sie als nicht ge-
schehen.«

11. Die bisherigen §§ 11 bis 13 werden §§ 12 bis 14.

§ 2

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

Der Kirchensenat hat dem von der Landessynode be-
schlossenen Kirchengesetz zugestimmt.

H a n n o v e r ,  den 13. Dezember 2006

Der Kirchensenat der 
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers

Dr.  K ä ß m a n n

Nr. 76 Kirchengesetz zur Änderung des Kirchenge-
setzes über die Trauung (Trauungsgesetz). 

Vom 13. Dezember 2006. (KABl. 2007 S. 44)

Die Landessynode hat mit Zustimmung des Kirchense-
nats das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§ 1

Das Kirchengesetz über die Trauung (Trauungsgesetz)
vom 23. Januar 1975 (Kirchl. Amtsbl. S. 21) wird wie folgt
geändert:

1. Nach § 1 Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt:

»(3) Mindestens ein Ehepartner muss einer Gliedkir-
che der Evangelischen Kirche in Deutschland angehö-
ren.«

2. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

»(1) Mit den Eheleuten ist vor der Trauung ein Ge-
spräch über den Sinn der Trauung zu führen. Das christ-
liche Verständnis der Ehe als Gabe Gottes und lebens-
lange Verantwortung füreinander werden darin ange-
sprochen.«

3. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

»(2) Wenn bekannt ist, dass eine dem christlichen
Eheverständnis entgegenstehende, der Trauung entspre-
chende Handlung vorausgegangen oder beabsichtigt ist,
soll die Trauung versagt werden.«

4. In § 5 werden die Wörter »Kirchengemeinde und in der
Landeskirche geltenden Ordnung« durch die Wörter
»Landeskirche eingeführten Agende« ersetzt.

5. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort »Pastor« die
Wörter »oder der Pastorin« eingefügt und die
Wörter »der für einen« durch die Wörter »der
oder die für einen« ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort »Dieser« durch die Wör-
ter »Diese oder dieser« ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach der Angabe »den nach Ab-
satz 1 zuständigen Pastor« die Angabe »oder die
nach Absatz 1 zuständige Pastorin« eingefügt.

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:

»Diese haben sich einen Entlassungsschein (Di-
missoriale) des zuständigen Pfarramtes vorlegen
zu lassen.«

6. Nach § 6 wird folgender neue § 7 eingefügt:

»§ 7

Traugottesdienste sind öffentliche Gottesdienste; sie
finden deshalb grundsätzlich in einer Kirche oder Ka-
pelle statt.«

7. Der bisherige § 7 wird § 8 und erhält folgende Fassung:

»§ 8

(1) In der Karwoche sowie am Buß- und Bettag fin-
den keine Trauungen statt.

(2) Weitere geschlossene Zeiten, in denen keine Trau-
ungen stattfinden sollen, werden durch übereinstimmen-
den Beschluss von Kirchenvorstand und Pfarramt fest-
gestellt. Der Beschluss ist dem Superintendenten oder
der Superintendentin mitzuteilen.«

8. Der bisherige § 8 wird § 9 und wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

»(1) Gegen die Versagung der Trauung oder die
Ablehnung der Trauung in geschlossener Zeit ist
innerhalb eines Monats die Beschwerde bei dem
Superintendenten oder der Superintendentin, gegen
die Beschwerdeentscheidung die weitere Beschwer-
de bei dem Landessuperintendenten oder der Lan-
dessuperintendentin möglich. Die Entscheidung
unterliegt nicht der Nachprüfung durch den Rechts-
hof.«

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter »der zuständige
Pastor« durch die Wörter »das zuständige Pfarr-
amt« ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe »Sätze 2 bis 5« gestri-
chen.

9. Die bisherigen §§ 9 und 10 werden §§ 10 und 11.

§ 2

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

H a n n o v e r ,  den 13. Dezember 2006

Der Kirchensenat der 
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers

gez. Dr.  K ä ß m a n n
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Nr. 77 Kirchenbeamtenrechtsneuordnungsgesetz. 

Vom 12. Februar 2007. (GVOBl. S. 61)

Die Synode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1

Kirchengesetz zur Ergänzung 
des Kirchenbeamtengesetzes der EKD 

(Kirchenbeamtengesetzergänzungsgesetz – KBGErgG)

§ 1

Geltungsbereich

Das Kirchenbeamtengesetz der EKD vom 10. November
2005 (ABl. EKD 2005, S. 551) gilt in seiner jeweils gelten-
den Fassung aufgrund von Artikel 2 des Kirchenbeamten-
rechtsneuordnungsgesetzes VELKD vom 17. Oktober 2006
(ABl. VELKD 2007, Bd. VII, S. 335) im Bereich der Nord-
elbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen:

§ 2

Begriffsbestimmungen
(Zu §§ 4 und 93 Abs. 1 KBG.EKD)

(1) Oberste Dienstbehörde ist:

1. für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der
Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche als
Mitglieder des Kollegiums des Nordelbischen Kirchen-
amtes die Kirchenleitung,

2. für die übrigen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche
im Nordelbischen Kirchenamt

die Präsidentin oder der Präsident des Nordelbischen
Kirchenamtes,

3. für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der
Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche im
Rechnungsprüfungsamt

die Präsidentin oder der Präsident der Synode,

4. für alle anderen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche

das Kollegium des Nordelbischen Kirchenamtes und

5. für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der
Kirchengemeinden, Kirchenkreise sowie Kirchenge-
meinde- oder -kreisverbände

das Nordelbische Kirchenamt.

(2) Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter ist für die
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten

1. nach Absatz 1 Nr. 1

die Kirchenleitung für die Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten der Nordelbischen Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche als Mitglieder des Kollegiums des Nordel-
bischen Kirchenamtes,

2. nach Absatz 1 Nr. 2

die Präsidentin oder der Präsident des Nordelbischen
Kirchenamtes und das jeweils fachlich zuständige
hauptamtliche Mitglied des Kollegiums des Nordelbi-
schen Kirchenamtes nach Maßgabe einer Rechtsverord-
nung

3. nach Absatz 1 Nr. 3

der Rechnungsprüfungsausschuss,

4. nach Absatz 1 Nr. 4

das Nordelbische Kirchenamt,

5. nach Absatz 1 Nr. 5

a) der Kirchengemeinden

der Kirchenvorstand,

b) der Kirchenkreise 

der Kirchenkreisvorstand und

c) der Kirchengemeinde- oder -kreisverbände

der Verbandsausschuss.

§ 3

Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte
(Zu § 6 Abs. 3 KBG.EKD)

(1) Für das Ehrenbeamtenverhältnis gelten die Vorschrif-
ten des KBG.EKD sowie dieses Kirchengesetzes mit fol-
genden Maßgaben:

1. Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ehrenbeam-
tenverhältnis haben nur Anspruch auf Ersatz ihrer Aus-
lagen. Eine Dienstaufwandsentschädigung kann im
Rahmen der geltenden Bestimmungen gewährt werden.

2. Bei Dienstunfällen kann ein Unterhaltsbeitrag in ent-
sprechender Anwendung des § 68 BeamtVG gewährt
werden.

3. Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ehren-
beamtenverhältnis gilt § 82 Abs. 2 Nr. 2 Kirchenbeam-
tengesetz der EKD entsprechend.

4. Die Bestimmungen der §§ 8 Abs. 2 Nr. 4, 28, 30, 38, 42,
43 bis 46, 56 bis 58, 60 bis 65 sowie § 76 Abs. 1 Nr. 3
KBG.EKD finden keine Anwendung.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ehrenbe-
amtenverhältnis haben keinen Anspruch auf Dienst- und
Versorgungsbezüge sowie auf Gewährung einer Beihilfe.
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 bleibt unberührt.

(3) Ein Ehrenbeamtenverhältnis kann nicht in ein Beam-
tenverhältnis anderer Art, ein solches Beamtenverhältnis
nicht in ein Ehrenbeamtenverhältnis umgewandelt werden.

(4) Die Vorschriften des Disziplinargesetzes der Verein-
igten Evangelisch-Lutherischen Kirche in Deutschland fin-
den in der jeweils geltenden Fassung Anwendung.

§ 4

Zuständigkeit für Ernennungen und 
ernennungsgleiche Rechtsakte
(Zu § 93 Abs. 2 KBG.EKD)

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Sinne des § 2
Abs. 1 Nr. 5 werden mit Genehmigung der obersten Dienst-
behörde von dem kirchengesetzlich zuständigen Gremium
ernannt. Einer Ernennung steht es gleich, wenn der Kir-
chenbeamtin oder dem Kirchenbeamten ein anderes Amt
mit anderem Endgrundgehalt verliehen wird, ohne dass sich
die Amtsbezeichnung ändert.

§ 5

Laufbahnvorschriften, Ausbildungs- und Prüfungsordnung,
Beförderungsgrundsätze

(Zu §§ 14 Abs. 1, 17 Abs. 3 KBG.EKD)

(1) Die Kirchenleitung regelt das Laufbahnrecht durch
Rechtsverordnung. Entsprechendes gilt für Vorschriften

Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche
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über die Aus- und Vorbildung, Prüfungen und Probezeiten.
Sie erlässt Regelungen über das Recht auf Einsichtnahme in
Ausbildungs- und Prüfungsakten.

(2) Die Kirchenleitung erlässt Richtlinien und Grundsät-
ze über die Bewertung der Ämter sowie über die Beförde-
rung und Beurteilung der Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten.

§ 6

Rückkehrrecht
(Zu § 80 Abs. 3 KBG.EKD)

Ist der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten mit
Genehmigung der obersten Dienstbehörde ein Rückkehr-
recht eingeräumt worden, so besteht dieser Anspruch für ei-
nen Zeitraum von längstens 3 Jahren. Die Frist beginnt mit
Ablauf des Tages, an dem die Entlassung wirksam wurde.
Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte hat die Rück-
kehrerklärung spätestens nach Ablauf von 30 Monaten nach
Wirksamwerden der Entlassung ihrem oder seinem früheren
Dienstherrn gegenüber schriftlich zu erklären.

§ 7

Persönliche Zuwendungen
(Zu § 26 KBG.EKD)

(1) Unter persönlichen Zuwendungen sind insbesondere
Geld, geldwerte Zuwendungen oder sonstige Vergünstigun-
gen (Belohnungen und Geschenke) zu verstehen. Werden
Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamten oder deren Ange-
hörigen im Sinne des § 22 Abs. 2 KBG.EKD derartige Zu-
wendungen angeboten, hat die Kirchenbeamtin oder der
Kirchenbeamte dies ihrer oder ihrem Dienstvorgesetzten ge-
genüber unverzüglich anzuzeigen, sofern sie oder er von
dem Angebot Kenntnis erlangt hat. Die oder der Dienstvor-
gesetzte hat die oberste Dienstbehörde zu unterrichten.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen Titel,
Orden und Ehrenzeichen nur mit Genehmigung der obersten
Dienstbehörde annehmen.

§ 8

Amtsbezeichnungen
(Zu § 15 Abs. 1 KBG.EKD)

Die Ämter der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
und ihre Besoldungsgruppen werden im Kirchenbesol-
dungsgesetz geregelt.

§ 9 

Politische Betätigung
(Zu § 27 Abs. 3 KBG.EKD)

(1) Hat eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter die
Wahl oder Berufung in ein aufgrund der Verfassung oder ei-
ner sonstigen Rechtsvorschrift gebildetes kirchliches Organ
innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland ein-
schließlich der Dienste und Werke ohne Rücksicht auf ihre
Rechtsform angenommen (Mandatsbewerbung), so ist ihr
oder ihm der zur Wahrnehmung des Mandats erforderliche
Urlaub unter Fortzahlung der Bezüge zu gewähren.

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für die Wahrnehmung eines
Mandats in einer Vertretungskörperschaft außerhalb des
kirchlichen Bereichs, für die der oder dem Betreffenden kei-
ne Abgeordnetenbezüge im Sinne des § 11 Abs. 1 in der je-
weils geltenden Fassung des Abgeordnetengesetzes oder der
entsprechenden Ländervorschriften gewährt werden.

(3) Eine Kandidatur für ein Mandat in der Vertretung ei-
ner kommunalen Körperschaft oder in einem Landesparla-
ment, für den Bundestag oder das Europäische Parlament ist

der oder dem Dienstvorgesetzten umgehend anzuzeigen.
Auf Antrag wird die Kirchenbeamtin oder der Kirchen-
beamte für die letzten beiden Monate vor der Wahl unter
Fortfall der Bezüge beurlaubt; dies gilt nicht bei einer Kan-
didatur für ein Mandat in der Vertretung einer kommunalen
Körperschaft. Nimmt die Kirchenbeamtin oder der Kirchen-
beamte die Wahl zum Mitglied eines Landesparlaments, des
Bundestages oder des Europäischen Parlaments an, so ruhen
vom Tage der Annahme der Wahl und für die Dauer der
Mitgliedschaft ihre oder seine Rechte und Pflichten aus dem
kirchlichen Dienstverhältnis mit Ausnahme der Pflicht zur
Amtsverschwiegenheit und des Verbots zur Annahme von
Belohnungen und Geschenken. Ordinierte Kirchenbeamtin-
nen oder Kirchenbeamte unterliegen zudem der Lehrauf-
sicht und der Aufsicht über die Amts- und Lebensführung
nach § 7 Abs. 2 des Pfarrergesetzes; für ordinierte Kirchen-
beamtinnen oder Kirchenbeamte im Ruhestand gilt § 109
Abs. 1 S. 2 des Pfarrergesetzes. Die Vorschriften des Pfar-
rergesetzes finden in ihrer jeweils geltenden Fassung An-
wendung.

(4) § 76 Abs. 1 Nr. 3 des Kirchenbeamtengesetzes der
EKD findet keine Anwendung, wenn ein anderer Dienstherr
als die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche, eine
Kirchengemeinde, ein Kirchenkreis oder ein Kirchenge-
meinde- oder -kreisverband mit der Kirchenbeamtin oder
dem Kirchenbeamten ein Ehrenbeamtenverhältnis begrün-
det.

(5) Kirchliche Dienstbezüge ruhen, wenn sie auf Über-
gangs- oder Versorgungsbezüge, die nach Beendigung eines
Mandats nach Absatz 3 aus staatlichen Kassen zu gewähren
sind, angerechnet werden. Unterbleibt die Anrechung auf
staatliche Leistungen nach Satz 1, so sind diese auf kirchli-
che Dienstbezüge bis zu ihrer Hälfte anzurechnen.

§ 10

Arbeitszeit
(Zu § 28 KBG.EKD)

(1) Die Kirchenleitung regelt die Arbeitszeit durch
Rechtsverordnung. Die darin enthaltenen Regelungen orien-
tieren sich an den entsprechenden Vorschriften für die Be-
amtinnen und Beamten der Bundesrepublik Deutschland.
Die Regelungen betreffen die Arbeitszeit, insbesondere ihre
Dauer und Möglichkeiten ihrer flexiblen Ausgestaltung.

(2) Werden Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte
durch eine Mehrarbeit von mehr als fünf Stunden im Monat
über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus tätig, so ist ihr oder
ihm innerhalb von drei Monaten für die über die regelmäßi-
ge Arbeitszeit hinaus geleistete Mehrarbeit entsprechende
Dienstbefreiung zu gewähren.

§ 11 

Urlaub
(Zu § 38 KBG.EKD)

Die Kirchenleitung erlässt urlaubsrechtliche Vorschriften
durch Rechtsverordnung. Sie regelt die Erteilung und die
Dauer des Erholungsurlaubs sowie die Bewilligung von Ur-
laub aus anderen Anlässen und bestimmt, ob und inwieweit
die Dienstbezüge während eines solchen Urlaubs zu belas-
sen sind.

§ 12

Verwaltungsrechtsweg, Vorverfahren
(Zu § 87 KBG.EKD)

(1) Für Klagen der Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbe-
amten und ihrer Hinterbliebenen zur Klärung vermögens-
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rechtlicher Ansprüche aus dem Kirchenbeamtenverhältnis
ist der Rechtsweg zu den staatlichen Verwaltungsgerichten
gegeben.

(2) Für Rechtsstreitigkeiten aus dem Kirchenbeamtenver-
hältnis, einschließlich der Leistungs- und Feststellungskla-
gen, ist vor Beschreiten des Rechtsweges ein Vorverfahren
durchzuführen. Auf das Vorverfahren finden die Vorschrif-
ten des achten Abschnittes der Verwaltungsgerichtsordnung
in ihrer jeweils geltenden Fassung sinngemäß Anwendung.

(3) Hilft die Stelle, die die Maßnahme erlassen hat, dem
Widerspruch nicht ab, so ergeht ein Widerspruchsbescheid.
Diesen erlässt die nächst höhere Behörde. Sofern die Stelle,
die die beanstandete Maßnahme erlassen oder unterlassen
hat, eine oberste Dienstbehörde im Sinne des § 2 Abs. 1 ist,
erlässt sie auch den Widerspruchsbescheid.

§ 13

Mitglieder des Kollegiums 
des Nordelbischen Kirchenamtes, Amtszeit

(Zu § 91 KBG.EKD)

(1) Dem Kollegium des Nordelbischen Kirchenamtes ge-
hören die Präsidentin oder der Präsident des Nordelbischen
Kirchenamtes sowie die weiteren hauptamtlichen Mitglie-
der an, die ihren Geschäftsbereich in eigener Verantwortung
führen. Sie werden von der Kirchenleitung für zehn Jahre
berufen; erneute Berufung ist zulässig.

(2) Hauptamtliches Mitglied des Kollegiums kann nur
werden, wer Kirchenbeamtin oder Kirchenbeamter in einem
Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit ist.

(3) Die Kirchenleitung kann nebenamtliche Mitglieder
des Kollegiums berufen. Mit ihnen wird ein Ehrenbeamten-
verhältnis im Sinne des § 3 begründet, sofern nicht bereits
ein Kirchenbeamtenverhältnis zur Nordelbischen Evange-
lisch-Lutherischen Kirche besteht. Die Berufung erfolgt für
fünf Jahre; erneute Berufung ist zulässig. Die nebenamtliche
Mitgliedschaft im Kollegium sowie das Ehrenbeamtenver-
hältnis enden spätestens mit Eintritt in den Ruhestand.

§ 14

Präsidentin oder Präsident 
des Nordelbischen Kirchenamtes

(1) Das Amt der Präsidentin oder des Präsidenten des
Nordelbischen Kirchenamtes kann abweichend von § 13
Abs. 2 auch im Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit ausgeübt
werden.

(2) Wird das Amt der Präsidentin oder des Präsidenten
während der ersten Amtszeit in einem Kirchenbeamtenver-
hältnis auf Zeit ausgeübt, so ist das Kirchenbeamtenverhält-
nis bei erneuter Berufung in dasselbe Amt auf Antrag der
Amtsinhaberin oder des Amtsinhabers in ein Kirchenbeam-
tenverhältnis auf Lebenszeit umzuwandeln.

§ 15

Vizepräsidentin oder Vizepräsident 
des Nordelbischen Kirchenamtes

Die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident des Nordelbi-
schen Kirchenamtes wird von der Kirchenleitung für die Dau-
er ihrer oder seiner Amtszeit als hauptamtliches Mitglied des
Kollegiums auf Zeit berufen; erneute Berufung ist zulässig.

§ 16 

Beendigung der Übertragung des Amtes

(1) Die Übertragung des Amtes nach § 13 endet

1. mit Ablauf der Amtszeit oder

2. durch Beschluss der Kirchenleitung, wenn die Kirchen-
beamtin oder der Kirchenbeamte die Aufhebung der
Übertragung beantragt, 

3. im Übrigen nach den Bestimmungen dieses Kirchenge-
setzes sowie des Kirchenbeamtengesetzes der EKD.

(2) Nebenamtliche Mitglieder des Kollegiums werden
von der Kirchenleitung nach Beendigung ihrer Amtszeit
verabschiedet.

(3) Endet die Amtszeit als hauptamtliches Mitglied des
Kollegiums des Nordelbischen Kirchenamtes vor Erreichen
einer der gesetzlichen Altersgrenzen, so hat die Kirchenbe-
amtin oder der Kirchenbeamte einen Anspruch auf Beschäf-
tigung in der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kir-
che, die ihrem oder seinem statusrechtlichen Amt ent-
spricht. Satz 1 gilt auch für die Präsidentin oder den
Präsidenten des Nordelbischen Kirchenamtes, sofern sie ihr
oder er sein Amt in einem Kirchenbeamtenverhältnis auf
Lebenszeit ausübt.

(4) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte, die
oder der in das Amt der Präsidentin oder des Präsidenten des
Nordelbischen Kirchenamtes oder als hauptamtliches Mit-
glied des Kollegiums berufen wurde, ist auf ihren oder sei-
nen Antrag in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie ihr oder
er sein Amt mindestens eine volle Amtszeit ausgeübt und
das sechzigste Lebensjahr vollendet hat.

§ 17

Kirchenbeamtenausschuss
(Zu § 92 KBG.EKD)

(1) Bei der Vorbereitung allgemeiner Regelungen zum
Recht der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten ist ein
Kirchenbeamtenausschuss zu beteiligen, dessen Zusam-
mensetzung und Aufgaben durch die Kirchenleitung gere-
gelt werden. Die Mitglieder des Ausschusses müssen Kir-
chenbeamtinnen oder Kirchenbeamte sein. Sie werden von
der Kirchenleitung nach Anhörung kirchlicher Berufsgrup-
penvereinigungen der in der Nordelbischen Evangelisch-
Lutherischen Kirche tätigen Kirchenbeamtinnen oder Kir-
chenbeamten berufen.

(2) Werden durch Regelungen aufgrund dieses Kirchen-
gesetzes auch nicht im Kirchenbeamtenverhältnis befindli-
che Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter betroffen, so sind in-
soweit auch die Tarifvertragsparteien zu hören.

(3) Das Nähere über die Beteiligung des Ausschusses re-
gelt die Kirchenleitung durch Rechtsverordnung.

§ 18 

Nebentätigkeiten
(Zu § 48 KBG.EKD)

Das Nähere zu §§ 43 bis 47 KBG.EKD regelt die Kir-
chenleitung durch Rechtsverordnung.

§ 19

Teildienst aus familiären Gründen
(Zu § 50 Abs. 5 KBG.EKD)

Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamten kann in Ab-
weichung zu § 49 Abs. 2 KBG.EKD Teildienst mit weniger
als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit bis zur Dauer
von insgesamt zwölf Jahren gewährt werden, sofern die
Voraussetzungen des § 50 Abs. 1 KBG.EKD vorliegen.

§ 20

Unterhalt
(Zu §§ 35 und 54 Abs. 3 KBG.EKD)

(1) Besoldung und Versorgung werden im Kirchenbesol-
dungs- bzw. im Kirchenversorgungsgesetz geregelt.
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(2) Die Beihilfe in Krankheits- und Pflegefällen wird in
entsprechender Anwendung der für die Beamten und Beam-
tinnen der Bundesrepublik jeweils geltenden Vorschriften
nach Maßgabe des Kirchenbesoldungsgesetzes oder nach
Maßgabe von Rechtsverordnungen, die aufgrund des Kir-
chenbesoldungsgesetzes erlassen wurden, gewährt. Der An-
spruch auf Leistungen der Krankenfürsorge einer Kirchen-
beamtin oder eines Kirchenbeamten in der Zeit der Beurlau-
bung richtet sich nach den in der Nordelbischen Kirche
geltenden Bestimmungen.

(3) Für Reise- und Umzugskosten sowie für Trennungs-
geld gilt Absatz 2 entsprechend.

(4) Dienst- und Versorgungsbezüge können nur durch
Gesetz geändert werden.

§ 21

Fortgeltung bestehenden Rechts
(Zu § 94 Abs. 2 KBG.EKD)

Regelungen, die aufgrund des Kirchenbeamten- und Kir-
chenbeamtinnenergänzungsgesetzes in der Fassung vom 
27. August 2002 (GVOBl. S. 272), zuletzt geändert durch
das Dritte Kirchengesetz zur Änderung dienstrechtlicher
Vorschriften vom 25. Februar 2003 (GVOBl. S. 83) erlassen
wurden, sind bis zu einer Neuregelung entsprechend anzu-
wenden.

§ 22 

Anwendung staatlichen Rechts
(Zu §§ 2 Abs. 2 und 94 Abs. 2 KBG.EKD)

(1) Die Vorschriften für Beamtinnen und Beamte der
Bundesrepublik Deutschland finden insoweit ergänzend
Anwendung, als sich die Bestimmungen dieses Gesetzes im
Einzelfall als unvollständig erweisen.

(2) Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die als
Lehrkräfte oder Professorinnen oder Professoren an staat-
lich anerkannten kirchlichen Schulen oder Ausbildungsstät-
ten einschließlich der Fachhochschulen tätig sind, gelten die
Beamten- und Hochschulgesetze von Schleswig-Holstein
oder Hamburg in ihrer jeweils geltenden Fassung ergän-
zend, soweit diese nicht die Besoldung und Versorgung be-
treffen.

Artikel 2 

Änderung des Kirchenbesoldungsgesetzes

Das Kirchenbesoldungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Dezember 2002 (GVOBl. S. 306,
2003 S. 37), zuletzt geändert durch die Rechtsverordnung
vom 15. November 2005 (GVOBl. S. 218; 2006, S. 5), wird
wie folgt geändert:

1. In Anlage 1 (Besoldungsordnungen A und B) zu § 6
Abs. 1 wird die Besoldungsordnung A wie folgt geän-
dert:

a) In der Besoldungsgruppe A 13 wird in der Fußnote 4
in Buchstabe c die Angabe »als Dezernent oder De-
zernentin im Nordelbischen Kirchenamt, soweit
nicht in der Besoldungsgruppe A 16« gestrichen.

b) In der Besoldungsgruppe A 14 wird

aa) in der Fußnote 3 in Buchstabe a die Angabe »als
Präsident oder Präsidentin des Nordelbischen
Kirchenamtes, soweit nicht in der Besoldungs-
gruppe B 6,« gestrichen, 

bb) die Fußnote 3 Buchstabe b gestrichen, 

cc) in der Fußnote 3 Buchstabe c zu Buchstabe b und
die Angabe »als Dezernent oder Dezernentin im
Nordelbischen Kirchenamt, soweit nicht in der
Besoldungsgruppe A 16,« gestrichen.

c) In der Besoldungsgruppe A 15 wird

aa) bei der Amtsbezeichnung »Kirchenbaudirektor
oder Kirchenbaudirektorin« jeweils hinter der
Amtsbezeichnung der Fußnotenhinweis »1b)«
angefügt, 

bb) wird in der Fußnote 1 der Buchstabe a gestri-
chen, 

cc) wird in der Fußnote 1 der Buchstabe b zu Buch-
stabe a; die Angabe »im Nordelbischen Kirchen-
amt« wird ersetzt durch die Angabe »Vizepräsi-
dentin oder Vizepräsident des Nordelbischen
Kirchenamtes«, 

dd) wird in der Fußnote 1 der Buchstabe c zu Buch-
stabe b; die Angabe »als Dezernent oder Dezer-
nentin im Nordelbischen Kirchenamt« wird er-
setzt durch die Angabe »als hauptamtliches Mit-
glied des Kollegiums des Nordelbischen
Kirchenamtes«.

d) In der Besoldungsgruppe A 16 wird

aa) die Angabe »Oberkirchenrat1) oder Oberkirchen-
rätin1) ergänzt um die Angabe »als hauptamt-
liches Mitglied des Kollegiums des Nordelbi-
schen Kirchenamtes«, 

bb) die Angabe »als Dezernent oder Dezernentin im
Nordelbischen Kirchenamt 1)« gestrichen, 

cc) in der Fußnote 1 in Buchstabe b die Angabe »im
Nordelbischen Kirchenamt« ersetzt durch die
Angabe »des Nordelbischen Kirchenamtes«.

e) In der Besoldungsgruppe B 3 wird 

aa) bei der Angabe »Oberkirchenrat oder Oberkir-
chenrätin« der Fußnotenhinweis 2) gestrichen, 

bb) bei der Angabe »Vizepräsident oder Vizepräsi-
dentin« der Fußnotenhinweis 1) gestrichen und
die Angabe »des Nordelbischen Kirchenamtes«
angefügt, 

cc) die Fußnote 1 gestrichen; Fußnote 2 wird Fußno-
te 1.

2. § 6 wird um folgenden Absatz 3 ergänzt:

»(3) Besoldungsempfängerinnen und Besoldungs-
empfänger, die aus dem öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis eines anderen Dienstherrn in das Kirchenbeam-
tenverhältnis zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche über-
nommen werden sollen und deren Amt bei dem anderen
Dienstherrn einer höheren Besoldungsgruppe zugeord-
net war, als es die Besoldungsordnung dieses Kirchen-
gesetzes vorsieht, kann ein der Besoldungsgruppe des
bisher innegehabten Amtes entsprechendes Amt über-
tragen werden, wenn an der Übernahme ein besonderes
Interesse besteht; die Entscheidung trifft die oberste
Dienstbehörde. Soweit das in der Nordelbischen Ev.-
Luth. Kirche übertragene Amt in der Besoldungsord-
nung nicht enthalten ist, bestimmt sich das Grundgehalt
nach der Besoldungsgruppe, die in der Einweisungsver-
fügung festgelegt ist. Im Stellenplan ist für das Amt
nach Satz 1 und 2 der Haushaltsvermerk »künftig umzu-
wandeln« auszubringen.«
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3. Nach § 6 werden folgende §§ 6 a bis 6 c eingefügt:

»§ 6 a 

Höherwertiges Amt auf Zeit 
für die Präsidentin oder den Präsidenten 

des Nordelbischen Kirchenamtes, 
für die weiteren hauptamtlichen Mitglieder 

des Kollegiums des Nordelbischen Kirchenamtes 
sowie für die Vizepräsidentin oder den Vizepräsidenten

des Nordelbischen Kirchenamtes 
(zu §§ 13 Abs. 1, 15 KBGErgG)

(1) Die Präsidentin oder der Präsident des Nordelbi-
schen Kirchenamtes, die weiteren hauptamtlichen Mit-
glieder des Kollegiums des Nordelbischen Kirchenam-
tes sowie die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident des
Nordelbischen Kirchenamtes erhalten zu der Besoldung
aus ihrem statusrechtlichen Amt für die Dauer ihrer Be-
rufung eine in der Besoldungsordnung ausgewiesene ru-
hegehaltfähige Zulage.

(2) Die Besoldung für 

a) die Präsidentin oder den Präsidenten des Nordelbi-
schen Kirchenamtes erfolgt nach der Besoldungs-
gruppe A 16 mit einer Zulage in Höhe des Unter-
schiedsbetrages zur Besoldungsgruppe B 6; sie oder
er führt die Funktionsbezeichnung »Präsidentin des
Nordelbischen Kirchenamtes« oder »Präsident des
Nordelbischen Kirchenamtes«, 

b) die weiteren hauptamtlichen Mitglieder des Kollegi-
ums des Nordelbischen Kirchenamtes

erfolgt nach der Besoldungsgruppe A 15 mit einer Zula-
ge in Höhe des Unterschiedsbetrages zur Besoldungs-
gruppe A 16; sie führen die Funktionsbezeichnung
»hauptamtliches Mitglied des Kollegiums des Nordelbi-
schen Kirchenamtes«, 

c) das weitere hauptamtliche Mitglied des Kollegiums
des Nordelbischen Kirchenamtes als Vizepräsiden-
tin oder Vizepräsident des Nordelbischen Kirchen-
amtes erfolgt nach der Besoldungsgruppe A 15 mit
einer Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zur
Besoldungsgruppe B 3; sie oder er führt die Funk-
tionsbezeichnung »Vizepräsidentin des Nordelbi-
schen Kirchenamtes« oder »Vizepräsident des Nord-
elbischen Kirchenamtes«.

(3) Bei erneuter Berufung nach Ablauf der ersten
Amtszeit erhält die Besoldungsempfängerin oder der
Besoldungsempfänger Besoldung aus dem der höher-
wertigen Funktion entsprechenden Amt.

§ 6 b 

Präsidentin oder Präsident 
des Nordelbischen Kirchenamtes 

(zu § 14 Abs. 1 KBGErgG)

Wird das Amt der Präsidentin oder des Präsidenten
des Nordelbischen Kirchenamtes im Kirchenbeamten-
verhältnis auf Zeit ausgeübt, wird abweichend von § 6a
Abs.1 ein Amt nach der Besoldungsgruppe B 6 übertra-
gen. Dies gilt auch im Falle einer erneuten Berufung.

§ 6 c 

Beendigung der Übertragung des Amtes 
(zu § 16 Abs. 3 KBGErgG)

(1) Nach Beendigung der ersten Amtszeit ohne an-
schließende erneute Berufung wird die Besoldung aus
dem statusrechtlichen Amt gewährt, das die Besol-
dungsempfängerin oder der Besoldungsempfänger vor
der Berufung nach §§ 13 Abs.1, 15 Kirchenbeamtenge-
setzergänzungsgesetz in der jeweils geltenden Fassung
innehatte.

(2) Nach Beendigung der zweiten Amtszeit ohne an-
schließende erneute Berufung wird die Besoldung aus
dem statusrechtlichen Amt gewährt, das der Besol-
dungsempfängerin oder dem Besoldungsempfänger bei
der zweiten Berufung übertragen worden ist.«

4. Der bisherige § 6a wird § 6d.

Artikel 3

Änderung des Kirchengesetzes 
über die Rechnungsprüfung in der NEK

§ 1

Das Kirchengesetz über die Rechnungsprüfung in der
Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche vom 28.
Januar 1989 (GVOBl. S. 34) wird wie folgt geändert:

In § 3 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort »Rechnungsprüfungs-
ausschuss« durch die Worte »Präsident der Synode« ersetzt.
Es wird ein neuer Satz 2 eingefügt. Dieser lautet wie folgt:

»Dienstvorgesetzter für die Kirchenbeamten des Rech-
nungsprüfungsamtes ist der Rechnungsprüfungsausschuss.«

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

§ 2

Das Nordelbische Kirchenamt kann den Wortlaut dieses
Gesetzes in der vom In-Kraft-Treten des Gesetzes an gel-
tenden Fassung in einer beide Geschlechter berücksichti-
genden Sprachform im Gesetz- und Verordnungsblatt be-
kannt machen.

Artikel 4

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Das Kirchenbeamtenrechtsneuordnungsgesetz tritt an
dem Tage in Kraft, an dem das Kirchenbeamtengesetz der
EKD in der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kir-
che mit dem vom Rat der EKD durch Verordnung bestimm-
ten Tag in Kraft tritt. Das Kirchenbeamten- und Kirchenbe-
amtinnenergänzungsgesetz vom 27. August 2002 (GVOBl.
S. 272), zuletzt geändert durch das Dritte Kirchengesetz zur
Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 25. Februar
2003 (GVOBl. S. 83) tritt am selben Tage außer Kraft.

Das vorstehende von der Synode am 3. Februar 2007 be-
schlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet.

K i e l ,  den 12. Februar 2007

Der Vorsitzende der Kirchenleitung

Dr. Hans Christian  K n u t h

Bischof
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Nr. 78 Kirchengesetz zur Änderung der Kirchenver-
fassung der Evangelisch-reformierten Kirche
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in
Bayern und Nordwestdeutschland) vom 9.
Juni 1988 in der Fassung des 10. Änderungs-
gesetzes vom 1. Februar 2003 (11. Änderung). 

Vom 24. November 2006. (GVBl. Bd. 18 S. 426)

Die Gesamtsynode der Evangelisch-reformierten Kirche
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern und
Nordwestdeutschland) hat unter Beachtung der Bestimmun-
gen des § 88 der Kirchenverfassung das folgende Kirchen-
gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

Artikel I

In § 6 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt:

»Kann eine Kirchengemeinde mangels verfügbarer wähl-
barer Gemeindeglieder keinen Kirchenrat / kein Presbyte-
rium bilden, so ist nach § 7 Abs. 3 zu verfahren.«

Artikel II

§ 11 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Nr. 3 erhält den folgenden Wortlaut:

»3. den in der Kirchengemeinde tätigen Pfarrstellenin-
habern oder Pfarrstelleninhaberinnen bzw. den Va-
kanzvertretern oder den Vakanzvertreterinnen«

b) In Abs. 4 Satz 1 wird die Klammerdefinition wie folgt
geändert:

»(Ehegatten, Geschwister, Verwandte ersten Grades und
Verschwägerte) «

Artikel III

§ 16 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

Hinter dem Wort »Jahre,« werden die Worte »bei den Ge-
wählten der Wahlen 2012 und 2015 jeweils einmalig 5 1/2
Jahre« eingefügt.

Artikel IV

§ 37 erhält die folgende Fassung:

»§ 37

Zusammensetzung

(1) In Kirchengemeinden mit 1.000 und mehr Gemeinde-
gliedern wird eine Gemeindevertretung gewählt. Die Zahl
der Gemeindevertreter oder Gemeindevertreterinnen beträgt
von 1. 000 bis 4.999 Gemeindegliedern 12 und 5.000 und
mehr Gemeindegliedern 18. Aus wichtigem Grund kann die
Zahl der Gemeindevertreter oder Gemeindevertreterinnen
vom Kirchenrat / Presbyterium und der Gemeindevertretung
mit Zustimmung des Moderamens der Synode anderweitig
festgelegt werden. 

(2) In Kirchengemeinden mit weniger als 1.000 Gemeinde-
gliedern entscheidet die Gemeindeversammlung über die Bil-
dung einer Gemeindevertretung, die höchstens 10 Gemeinde-
vertreter oder Gemeindevertreterinnen umfassen darf.«

Artikel V

§ 54 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

Hinter dem Wort »Jahren« werden die Worte »im Wahl-
jahr 2012 einmalig auf die Dauer von 5 1/2 Jahren,« einge-
fügt.

Artikel VI

§ 68 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

Hinter dem Wort »Jahren« werden die Worte »für die
Dauer der V. Gesamtsynode einmalig auf 5 1/2 Jahre,« ein-
gefügt.

Artikel VII

§ 74 Abs. 1 Nr. 8 wird wie folgt neu gefasst:

»8. die laufende Verwaltung der Kirche, sofern sie nicht
dem Kirchenpräsidenten oder der Kirchenpräsidentin
übertragen ist, zu ordnen und die Verwaltung der Syn-
odalverbände, Kirchengemeinden und kirchlichen Stif-
tungen, Einrichtungen und Werke im Hinblick auf die
Rechtmäßigkeit des Handelns und die Erfüllung des
Auftrags der Kirche zu beobachten, zu beaufsichtigen
und zu unterstützen, insbesondere

a) die Führung der Gesamtpfarrkasse als Sonderkasse
im Auftrage der Kirchengemeinden,

b) die Genehmigung der Umwidmung von Vermögens-
teilen zu nicht bestimmungsgemäßen Zwecken,

c) die Genehmigung der außerordentlichen Nutzung
des Vermögens,

d) die Genehmigung des Abschlusses von Darlehens-
verträgen,

e) die Genehmigung des Erwerbs eines Grundstückes,
eines Rechts an einem Grundstück oder eines grund-
stücksgleichen Rechts sowie die Verfügung darüber
und der Verpflichtung zum Erwerb oder zur Verfü-
gung,

f) die Genehmigung der Annahme von Rechten an
Grundstücken im Wege der Schenkung oder des Er-
werbs von Todes wegen mit Ausnahme von Grab-
pflegestiftungen,

g) die Genehmigung der Annahme von anderen Gegen-
ständen als Grundstücksrechten im Wege der Schen-
kung oder des Erwerbs von Todes wegen, sofern die
Kirchengemeinde hierfür Verpflichtungen über-
nimmt,

h) die Genehmigung der Anlegung, Veränderung und
Aufhebung von Begräbnisplätzen, der Aufstellung
oder Änderung von Friedhofsordnungen einschließ-
lich einer Gebührenordnung sowie der Einräumung
eines Benutzungsrechts an Gräbern über eine übli-
che Liegezeit hinaus,

i) die Genehmigung der Einstellung kirchlicher Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen gegen Entgelt sowie die
Festsetzung der Höhe des Entgelts, sofern dieses die
von der Gesamtsynode festgesetzte Höhe übersteigt;
entsprechendes gilt für die Verpflichtung zu sonsti-
gen Leistungen über diesen Betrag hinaus, sofern die
Verpflichtung nicht nur auf ein Jahr eingegangen
wird und es sich nicht um Miete und Pachtverträge
handelt,

j) die Genehmigung von Verträgen und Ordnungen, die
von Mustern oder von Richtlinien abweichen, die
vom Moderamen der Gesamtsynode aufgestellt sind,

k) die Genehmigung des Abschlusses von Vergleichen
und Anerkenntnissen sowie des Erlasses von An-
sprüchen, soweit der Betrag die von der Gesamt-
synode festgesetzte Höhe übersteigt,

Evangelisch-reformierte Kirche (Synode evangelisch-reformierter Kirchen 
in Bayern und Nordwestdeutschland)
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l) die Genehmigung der Erhebung von Kirchensteuern
oder Umlagen sowie der Aufstellung und Änderung
von Steuerordnungen,

m) die Genehmigung des Erlasses von Steuerforderun-
gen über den veranschlagten Ausfallbetrag hinaus,

n) die Genehmigung von Bauarbeiten, soweit sie sich
beziehen auf

na) den Abbruch und den Neubau von Gebäuden,

nb) bauliche Veränderungen an kirchlichen Gebäu-
den,

nc) Reparaturen im Werte über einen von der Ge-
samtsynode festgesetzten Vom-Hundert-Satz
des Friedensneubauwertes 1914 des betreffen-
den Gebäudes,

o) die Genehmigung von Arbeiten an Orgeln im Werte
über einen von der Gesamtsynode festgesetzten Be-
trag,

p) die Genehmigung der Feststellung von Haushalts-
plänen sowie der Abnahme der Jahresrechnungen
und deren Überschreitungen,

q) die Genehmigung zur Errichtung von Anlagen zur
Nutzung regenerativer oder alternativer Energie-
quellen.«

Artikel VIII

Dieses Kirchengesetz tritt am 01. Januar 2007 in Kraft.

L e e r ,  den 12. Dezember 2006

Der Präses der Gesamtsynode

D u i n

Nr. 79 Kirchengesetz zur Übernahme und Ausfüh-
rung des Kirchengesetzes über die Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten in der EKD
(Kirchenbeamtengesetz der EKD-KBG. EKD). 

Vom 23. November 2006. (GVBl. Bd. 18
S. 427)

Die Gesamtsynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

Artikel I

Übernahmegesetz

Das Kirchengesetz über die Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten in der Evangelischen Kirche in Deutschland
(Kirchenbeamtengesetz der EKD – KBG. EKD) vom 10.
November 2005 (ABl. EKD 2005 S. 551), welches als An-
lage beigefügt ist, wird für die Evangelisch-reformierte Kir-
che (Synode evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern
und Nordwestdeutschland) in der jeweils gültigen Fassung
nach Maßgabe der Bestimmungen des Artikels 2 übernom-
men.

Artikel II

Ausführungsgesetz

§ 1

(Zu § 4) Dienstherr, oberste Dienstbehörde

Dienstherr der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen
ist die Evangelisch-reformierte Kirche (Synode evange-

lisch-reformierter Kirchen in Bayern und Nordwestdeutsch-
land). Oberste Dienstbehörde ist das Moderamen der Ge-
samtsynode.

§ 2

(Zu § 7) Ernennung

Zuständig für die Ernennung der Kirchenbeamten und
Kirchenbeamtinnen ist das Moderamen der Gesamtsynode.

§ 3

(Zu § 35) Unterhalt

(1) Die Gewährung von Besoldung und Versorgung wird
durch das Kirchengesetz über die Besoldung und Versor-
gung der Amtskräfte im Kirchenbeamtenverhältnis (Kir-
chenbeamtenbesoldungs- und -versorgungsgesetz – KBVG.
EKD) vom 10. November 1988 (ABl. EKD 1988 S. 369)
mit den dazu ergangenen Ausführungsgesetzen, Rechtsver-
ordnungen und Verwaltungsvorschriften in der jeweils gel-
tenden Fassung geregelt, soweit dieses Gesetz nichts ande-
res bestimmt.

(2) Das über § 2 Abs. 1 KBVG. EKD anwendbare Gesetz
über die Versorgung der Beamten und Richter in Bund und
Ländern (Beamtenversorgungsgesetz) ist in der Evange-
lisch-reformierten Kirche (Synode evangelisch-reformierter
Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland) mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass auch bei einer Dienstunfähigkeit,
die nicht auf einem Dienstunfall beruht, bei der Berechnung
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge die Stufe der Besol-
dungsgruppe zugrunde zu legen ist, die der Kirchenbeamte
oder die Kirchenbeamtin bis zum Eintritt in den Ruhestand
wegen Erreichens der Altersgrenze hätte erreichen können.

(3) Für Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen der
Evangelisch-reformierten Kirche (Synode evangelisch-re-
formierter Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland)
findet § 5 a KBVG. EKD – mit Ausnahme des Absatzes 1
keine Anwendung. Aufgrund dieser Maßgabe werden Zu-
lagen nicht gewährt.

(4) Die Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen haben
Anspruch auf Beihilfen in Krankheits-, Pflege-, Geburts-
und Todesfällen und auf Jubiläumszuwendungen nach Maß-
gabe der für Beamte und Beamtinnen des Landes Nieder-
sachsen geltenden Vorschriften.

§ 4

(Zu § 87) Rechtsweg und Vorverfahren

(1) Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem Dienstverhältnis ist
der Rechtsweg zu den kirchlichen Verwaltungsgerichten ge-
geben. Die Klage ist gegen die Evangelisch-reformierte Kir-
che (Synode evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern
und Nordwestdeutschland) zu richten.

(2) Für das Vorverfahren gilt § 126 Abs. 3 Beamten-
rechtsrahmengesetz (BRRG) entsprechend. Hilft der Kir-
chenpräsident / die Kirchenpräsidentin dem Widerspruch
nicht ab, entscheidet das Moderamen der Gesamtsynode.

§ 5

(Zu § 91) Kirchenleitende Organe und Ämter

(1) Die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der kirchenlei-
tenden Organe und Ämter richten sich nach den Bestim-
mungen der Verfassung der Evangelisch-reformierten Kir-
che (Synode evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern
und Nordwestdeutschland) vom 9. Juni 1988 in der jeweils
geltenden Fassung.
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(2) Der Kirchenpräsident / die Kirchenpräsidentin und
der Vizepräsident / die Vizepräsidentin der Evangelisch-re-
formierten Kirche (Synode evangelisch-reformierter Kir-
chen in Bayern und Nordwestdeutschland) können jederzeit
in den Wartestand versetzt werden. Sie sind auf ihren An-
trag in den Wartestand zu versetzen, wenn nach Feststellung
des Moderamens der Gesamtsynode zwischen ihnen und
dem Moderamen der Gesamtsynode Meinungsverschieden-
heiten grundlegender Art bestehen, die eine gedeihliche Zu-
sammenarbeit nicht mehr erwarten lassen.

§ 6

(Zu § 92) Kirchenbeamtenvertretung

Für die Beteiligung bei der Vorbereitung allgemeiner
dienstrechtlicher Vorschriften für Kirchenbeamte und Kir-
chenbeamtinnen ist in der Evangelisch-reformierten Kirche
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern und
Nordwestdeutschland) die beim Kirchenamt gebildete Mit-
arbeitervertretung zuständig.

§ 7

Anwendung staatlichen Rechts

(1) Unbeschadet von § 3 werden Besoldung und Versor-
gung in entsprechender Anwendung der für die Beamten
und Beamtinnen des Landes Niedersachsen geltenden
Rechtsvorschriften gewährt.

(2) Soweit im Übrigen die Rechtsverhältnisse der Kir-
chenbeamten und Kirchenbeamtinnen kirchenrechtlich
nicht geregelt sind, finden die für Beamte und Beamtinnen
des Landes Niedersachsen geltenden Bestimmungen auf
Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen der Evangelisch-
reformierten Kirche (Synode evangelisch-reformierter Kir-
chen in Bayern und Nordwestdeutschland) entsprechende
Anwendung.

§ 8

Ausnahmen

Abweichend von den zu erwartenden prozentualen An-
passungen der beamtenrechtlichen Bezüge im Lande
Niedersachsen werden die Bezügeanpassungen der Kir-
chenbeamten und Kirchenbeamtinnen sowie der Versor-
gungsempfänger und Versorgungsempfängerinnen mit Wir-
kung vom 01. 01. 2008 um jeweils ein Prozent reduziert,
sofern das Moderamen der Gesamtsynode durch Kirchen-
verordnung eine entsprechende Regelung zur Reduzierung
der Bezüge für Pfarrer und Pfarrerinnen nach § 46 b des Kir-
chengesetzes der Konföderation evangelischer Kirchen in
Niedersachsen über die Pfarrerbesoldung und -versorgung
trifft. Diese abweichende Regelung ist nur bis zu dem Zeit-
punkt zulässig, bis das Moderamen der Gesamtsynode fest-
gestellt hat, dass Besoldung und Versorgung der Kirchen-
beamten und Kirchenbeamtinnen um fünf Prozentpunkte
gegenüber den prozentualen Anpassungen der Bezüge ver-
gleichbarer Beamter und Beamtinnen des Landes Nieder-
sachsen zurückgeblieben sind.

§ 9

Ausführungsbestimmungen

Das Moderamen der Gesamtsynode wird ermächtigt,
Ausführungsbestimmungen zu erlassen.

Artikel III

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt zu dem vom Rat der Evangelischen
Kirche in Deutschland durch Verordnung bestimmten Zeit-
punkt in Kraft. 

Gleichzeitig tritt das Kirchenbeamten- und Kirchenbeam-
tinnengesetz der Evangelisch-reformierten Kirche (Synode
evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) vom 22. April 1988 in der Fassung der Neu-
bekanntmachung vom 4. Mai 2000, zuletzt geändert durch
Kirchengesetz vom 6. Mai 2004 (Gesetz- und Verord-
nungsbl. Bd. 18 S. 260), außer Kraft.

L e e r ,  den 12. Dezember 2006

Der Präses der Gesamtsynode

D u i n

Nr. 80 Kirchengesetz zur Änderung des Kirchenge-
setzes über die Rechtsverhältnisse der Beam-
ten und Angestellten in der Ev.-ref. Kirche in
Nordwestdeutschland vom 23. April 1976. 

Vom 23. November 2006. (GVBl. Bd. 18 S. 454)

Die Gesamtsynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

Das Kirchengesetz über die Rechtsverhältnisse der Be-
amten und Angestellten der Ev. ref. Kirche in Nordwest-
deutschland vom 23. April 1976 (Gesetz- und Verord-
nungsbl. Bd. 14 S. 203) wird wie folgt geändert:

Artikel I

1. Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

»Kirchengesetz
vom 23. April 1976

über die Rechtsverhältnisse der Angestellten
in der Evangelisch-reformierten Kirche (Synode evan-
gelisch-reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) in der Fassung vom 23. November 2006«

2. § 1 wird wie folgt neu gefasst:

»Die Angestellten der Evangelisch-reformierten Kirche
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern
und Nordwestdeutschland) werden vom Moderamen der
Gesamtsynode nach Maßgabe des Stellenplans einge-
stellt.«

3. Die §§ 3 bis 5 werden die §§ 2 bis 4.

4. § 2 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:

»(1) Die Dienstvertragsordnung der Evangelischen
Kirche in Deutschland (DVO.EKD) vom 19. Dezember
1989 in der jeweils geltenden Fassung – mit Ausnahme
der §§ 10, 11 a, 12 b und 13 – gilt für die Angestellten
der Evangelisch-reformierten Kirche (Synode evange-
lisch-reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) sinngemäß, soweit dieses Gesetz nichts an-
deres bestimmt.

Es gilt der Vergütungsgruppenplan zum Bundes-An-
gestelltentarifvertrag (BAT). § 25 des BAT mit Anlage
gilt entsprechend. Soweit dieser für Berufsgruppen des
kirchlichen Dienstes keine Tätigkeitsmerkmale enthält,
richtet sich die Eingruppierung nach dem Vergütungs-
gruppenplan der Evangelischen Kirche in Deutschland.«

5. In § 2 wird der folgende neue Abs. 2 eingefügt:

»(2) Die Richtlinie des Rates der Evangelischen Kir-
che in Deutschland über die Anforderung der privat-
rechtlichen beruflichen Mitarbeit in der EKD und des
Diakonischen Werkes der EKD vom 1. Juli 2005 gilt für
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die Angestellten der Evangelisch-reformierten Kirche
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern
und Nordwestdeutschland).«

Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden zu den Absät-
zen 3 und 4.

6. In § 3 wird der Abs. 2 gestrichen.

Artikel II

Dieses Kirchengesetz tritt am 01. 01.2007 in Kraft.

L e e r ,  den 12. Dezember 2006

Der Präses der Gesamtsynode

D u i n

Nr. 81 Kirchengesetz zur Änderung des Kirchenge-
setzes vom 25. April 1997 über die Ordnung
für das Diakonische Werk der Evangelisch-
reformierten Kirche (Synode evangelisch-re-
formierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) (Diakoniegesetz) in der Fassung
vom 25. November 2004. 

Vom 23. November 2006. (GVBl. Bd. 18 S. 455)

Die Gesamtsynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

Das Kirchengesetz vom 25. April 1997 (Gesetz- und Ver-
ordnungsbl. Bd. 17 S. 91) über die Ordnung für das Diako-
nische Werk der Evangelisch-reformierten Kirche (Synode
evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) (Diakoniegesetz) in der Fassung vom 25. No-
vember 2004 (Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 18 S. 329),
wird wie folgt geändert:

Artikel I

In § 3 Abs. 2 Satz 2 wird folgender neuer Buchstabe d)
eingefügt:

»d) die in der Evangelisch-reformierten Kirche (Synode
evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern und Nord-
westdeutschland) geltende Richtlinie des Rates der
Evangelischen Kirche in Deutschland über die Anforde-
rung der privatrechtlichen beruflichen Mitarbeit in der
EKD und des Diakonischen Werkes der EKD vom 1.
Juli 2005 als für sich verbindlich angenommen haben,«

Die bisherigen Buchstaben d) bis f) werden die Buchsta-
ben e) bis g).

Artikel II

Dieses Kirchengesetz tritt am 01. 01. 2007 in Kraft.

L e e r ,  den 12. Dezember 2006

Der Präses der Gesamtsynode

D u i n

Nr. 82 Kirchengesetz zur Änderung des Kirchenge-
setzes über die Ordnung der Frauenarbeit in
der Evangelisch-reformierten Kirche (Synode

evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern
und Nordwestdeutschland) vom 18. Novem-
ber 1993 in der Fassung vom 25. April 1997. 

Vom 23. November 2006. (GVBl. Bd. 18 S. 456)

Die Gesamtsynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

Das Kirchengesetz über die Ordnung der Frauenarbeit in
der Evangelisch-reformierten Kirche (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland)
vom 18. November 1993 in der Fassung vom 25. April 1988
(Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 17 S. 97) wird wie folgt
geändert:

§ 1

§ 3 wird wie folgt geändert:

§ 3 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:

»Weiterhin werden von der Frauenarbeitsgemeinschaft
Vertreterinnen in die Frauenkonferenz der Gesamtkirche
gewählt.«

Es wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt:

»(4) Die Zahl der von der Frauenarbeitsgemeinschaft des
jeweiligen Synodalverbandes zu wählenden Vertreterinnen
in die Frauenkonferenz der Gesamtkirche wird durch das
Moderamen der Gesamtsynode durch Kirchenverordnung
festgesetzt. Die Festsetzung erfolgt rechtzeitig vor Beginn
der Amtszeit einer Gesamtsynode. Bei der Festsetzung hat
das Moderamen der Gesamtsynode die Zahl der in einem
Synodalverband lebenden Gemeindeglieder ins Verhältnis
zur Gesamtzahl der Kirchenmitglieder zu setzen. Diese Ver-
hältniszahl bestimmt den Anteil der Vertreterinnen eines
Synodalverbandes an der Gesamtzahl der zu wählenden
Vertreterinnen der Frauenkonferenz.«

Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden die Absätze 5
bis 7.

§ 2

§ 4 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:

»(1) Die Frauenkonferenz der Evangelisch-reformierten
Kirche (Synode evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern
und Nordwestdeutschland) besteht aus den gemäß § 3
Abs. 3 und 4 gewählten Vertreterinnen der Frauenarbeitsge-
meinschaften der Synodalverbände und den hauptamtlichen
Beauftragten für die Frauenarbeit in den Synodalverbänden
und in der Gesamtkirche sowie den Mitgliedern des Aus-
schusses für Frauenarbeit der Evangelisch-reformierten Kir-
che (Synode evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern
und Nordwestdeutschland). Die Gesamtzahl der in die Frau-
enkonferenz zu wählenden Vertreterinnen wird rechtzeitig
vor Beginn der Legislaturperiode einer Gesamtsynode vom
Moderamen der Gesamtsynode im Einvernehmen mit dem
Ausschuss für Frauenarbeit festgesetzt. Sie wird jeweils zu
Beginn der Wahlperiode der Gesamtsynode gebildet und
bleibt bis zur Bildung einer neuen Frauenkonferenz im
Amt.«

§ 3

Dieses Kirchengesetz tritt am 01. Dezember 2006 in
Kraft.

L e e r ,  den 12. Dezember 2006

Der Präses der Gesamtsynode

D u i n
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Nr. 83 Kirchliches Gesetz zur Änderung des Kir-
chenverfassungsgesetzes und anderer Gesetze. 

Vom 30. November 2006. (ABl. Bd. 62 S. 319)

Die Landessynode hat das folgende Kirchliche Gesetz
beschlossen, das hiermit verkündet wird:

Artikel 1

Änderung des Kirchenverfassungsgesetzes

Das Kirchliche Gesetz, betr. die Verfassung der Evange-
lischen Landeskirche in Württemberg vom 24. Juni 1920
(Abl. 19 S. 199), zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz
vom 29. März 2003 (Abl. 60 S. 255), wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 11 werden die Worte »Bedürfnis, in der Regel alle
zwei Jahre,« durch das Wort »Bedarf« ersetzt. 

2. In § 12 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort »Ständige« durch
das Wort »Geschäftsführende« ersetzt. 

3. In § 21 Abs. 3 werden die Worte »die Kirchenleitung
richten und von ihr« ersetzt durch die Worte »den Lan-
desbischof oder den Oberkirchenrat richten und von ih-
nen«.

4. In § 22 Abs. 2 Nr. 2 werden nach dem Wort »Gottes-
dienstordnung« die Worte »,soweit darüber keine Rege-
lung in einem kirchlichen Buch gemäß § 23 Nr. 1 er-
folgt« eingefügt. 

5. § 26 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort »Ständiger« durch das
Wort »Geschäftsführender« ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Zahl »14« durch das
Wort »zwölf« ersetzt.

c) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort »zehn« durch das
Wort »zwölf« ersetzt.

6. In § 27 Satz 1 wird vor dem Wort »Ausschuß« das Wort
»Geschäftsführende« eingefügt.

7. § 28 erhält folgende Fassung:

»§ 28

Der Geschäftsführende Ausschuss versammelt sich auf
Berufung seines Vorsitzenden nach Bedarf; er muss beru-
fen werden, wenn es drei seiner Mitglieder verlangen.« 

8. § 29 erhält folgende Fassung:

»§ 29

(1) Der Geschäftsführende Ausschuss der Landessy-
node ist ermächtigt, Anordnungen, für welche die Lan-
dessynode zuständig ist, auf Antrag oder mit Zustim-
mung des Landesbischofs zu treffen, wenn sie nicht bis
zum nächsten Zusammentritt der Landessynode aufge-
schoben werde können und die sofortige Einberufung
der Landessynode entweder nicht möglich oder der Be-
deutung der Sache nicht angemessen ist.

(2) Für diese Anordnungen gilt § 25 Abs. 1, 3 und 4,
wenn sie Gesetzesinhalt haben.

(3) Die getroffenen Anordnungen treten spätestens
ein Jahr nach ihrem Erlass außer Kraft.«

9. § 31 Satz 2 erhält folgende Fassung:

»Er vertritt die Kirche nach außen und nimmt die Auf-
gaben wahr, die ihm in den kirchlichen Gesetzen über-
tragen sind; § 36 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt.«

10. § 32 erhält folgende Fassung:

»§ 32

(1) Der Landesbischof bildet mit dem Präsidenten der
Landessynode und sieben weiteren Mitgliedern der Lan-
dessynode den Landeskirchenausschuss. Unter den wei-
teren Mitgliedern der Landessynode müssen sich min-
destens vier Laien befinden. Die sieben weiteren Mit-
glieder der Landessynode und jeweils ein persönlicher
Stellvertreter des Präsidenten der Landessynode und der
sieben weiteren Mitglieder werden unter entsprechender
Anwendung des § 16 Abs. 2 und 4 von jeder Landessy-
node gewählt.

(2) Der Landeskirchenausschuss beschließt über die
Ernennung der Prälaten und der übrigen Mitglieder des
Oberkirchenrats. Deren Amtszeit beträgt zehn Jahre.
Wiederernennung ist möglich; Ruhestandsvorschriften
bleiben unberührt.

(3) Der Zustimmung des Landeskirchenausschusses
bedarf die Besetzung der mit dem Amt des Dekans ver-
bundenen Pfarrstellen und anderer für die Landeskirche
besonders wichtiger Stellen; das Nähere regelt ein Kir-
chengesetz. 

(4) Im Übrigen nimmt der Landeskirchenausschuss
die ihm durch §§ 34, 38, 39 und 40 dieser Verfassung
und durch Kirchengesetz übertragenen Aufgaben wahr.

(5) Der Landesbischof führt den Vorsitz. Die Ent-
schließungen werden mit Stimmenmehrheit getroffen.
Widerspricht der Landesbischof, ist in einer weiteren
Abstimmung die Zustimmung von mindestens zwei
Dritteln der Anwesenden erforderlich.«

11. § 34 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Wort »Lebenszeit« durch die
Worte »zehn Jahre« ersetzt.

b) Nach Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

»Wiederwahl ist möglich.«

12. § 35 a Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

»Nach Ablauf seiner Amtszeit, nach Eintritt in den Ru-
hestand und im Fall des Rücktritts hat der Landesbischof
Anspruch auf Ruhegehalt.«

13. § 39 erhält folgende Fassung:

»§ 39

(1) Der Geschäftsführende Ausschuss der Landessy-
node ist berechtigt, bei Verordnungen von größerer
Tragweite an den Beratungen des Oberkirchenrats mit
Stimmrecht seiner Mitglieder teilzunehmen. Was solche
Verordnungen sind, bestimmt im Zweifel der Landes-
kirchenausschuss. 

(2) Der Geschäftsführende Ausschuss kann von dem
Vorstand des Oberkirchenrats auch zu anderen Beratun-
gen eingeladen werden.«

Artikel 2

Änderung der Vollzugsverordnung 
zum Kirchenverfassungsgesetz

Die Verordnung der evangelischen Kirchenregierung
zum Vollzug des Kirchenverfassungsgesetzes vom 13. Fe-
bruar 1924 (Abl. 21 S. 19), zuletzt geändert durch Kirchli-
ches Gesetz vom 25. Oktober 2001 (Abl. 59 S. 402), wird
wie folgt geändert:

Evangelische Landeskirche in Württemberg
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1. In der Überschrift vor § 10 wird das Wort »Ständiger«
durch das Wort »Geschäftsführender« ersetzt.

2. § 10 Satz 1 erhält folgende Fassung:

»Gemeinsame Beratungen des Oberkirchenrats und des
Geschäftsführenden Ausschusses der Landessynode bei
Verordnungen von größerer Tragweite (§ 39 Abs. 1
K.V.) finden nach Berufung und unter dem Vorsitz des
Oberkirchenratvorstands statt.«

Artikel 3

Änderung des Strukturerprobungsgesetzes

In § 3 Satz 1 Strukturerprobungsgesetz vom 8. Juli 1999
(Abl. 58 S. 261) wird das Wort »Ständigen« durch das Wort
»Geschäftsführenden« ersetzt.

Artikel 4

Änderung des Württembergischen Pfarrergesetzes

Das Württembergische Pfarrergesetz in der Fassung vom
2. März 1989 (Abl. 54 S. 38), zuletzt geändert durch Kirch-
liches Gesetz vom 23. November 2005 (Abl. 61 S. 408),
wird wie folgt geändert:

1. In § 6 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 3 angefügt:

»(3) In den ständigen Pfarrdienst (§ 2 Abs. 2) wird bei
Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 und 2
nach Ablauf der Amtszeit aufgenommen, wer als Lan-
desbischof, als Prälat oder als geistliches Mitglied des
Oberkirchenrats spätestens innerhalb eines Monats nach
Ablauf der Amtszeit einen Antrag auf Aufnahme stellt.« 

2. In § 9 Abs. 1 Nr. 3 wird das Wort »Lehrzuchtverfahren«
durch das Wort »Lehrbeanstandungsverfahren« und das
Wort »Lehrzuchtordnung« durch das Wort »Lehrbean-
standungsordnung« ersetzt. 

3. § 34 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort »Dekan« durch die Wor-
te »Pfarrer, der auf eine mit dem Dekanatamt ver-
bundene Pfarrstelle ernannt ist (Dekan),« ersetzt.

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt:

»(7) Die Amtszeit des Dekans ist auf zehn Jahre
begrenzt. Wiederernennungen sind möglich, wenn
die Voraussetzungen nach dem Pfarrstellenbeset-
zungsgesetz erfüllt sind. Kann nach Ablauf der
Amtszeit eine andere Stelle nicht übertragen werden,
so gilt § 53 Abs. 2 entsprechend mit der Maßgabe,
dass das Übergangsgeld den Betrag des jeweiligen
Grundgehalts aus der Besoldungsgruppe P 2 nicht
unterschreitet. «

4. In § 35 wird folgender Absatz 5 angefügt:

»(5) Die Amtszeit von Pfarrern, die auf die Stelle des
geschäftsführenden Direktors der Evangelischen Aka-
demie Bad Boll, des Ephorus des Evangelischen Stifts,
des Leiters des Pastoralkollegs, des Leiters des Pfarrse-
minars, des Direktors des Pädagogisch-Theologischen
Zentrums oder eines Schuldekans ernannt sind, ist auf
zehn Jahre begrenzt. § 34 Abs. 7 Satz 2 und 3 gilt ent-
sprechend. § 23 e bleibt unberührt.«

5. In § 49 Satz 1 wird das Wort »Lehrzuchtordnung« durch
das Wort »Lehrbeanstandungsordnung« ersetzt. 

6. § 72 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 2 wird das Wort »Lehrzuchtverfahren« durch
das Wort »Lehrbeanstandungsverfahren« ersetzt.

b) In Nr. 4 wird das Wort »oder« gestrichen.

c) Nach Nr. 4 wird folgende Nr. 5 eingefügt:

»5. er zum Kirchenbeamten auf Zeit der Evangeli-
schen Landeskirche in Württemberg ernannt
wird, oder«

d) Die bisherige Nr. 5 wird Nr. 6.

7. In § 75 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort »Ständigen« durch
das Wort »Geschäftsführenden« ersetzt. 

8. Nach § 75 wird folgender neue § 75 a eingefügt:

»§ 75 a 

Verfassungsgesetzliche Bestimmungen

Die §§ 34 Abs. 7 und 35 Abs. 5 sind verfassungsge-
setzliche Bestimmungen, zu deren Änderungen die Zu-
stimmung von mindestens zwei Dritteln der anwesenden
Mitglieder der Landessynode erforderlich ist (§ 18 Abs.
2 Satz 3 Kirchenverfassung).«

Artikel 5

Änderung des Pfarrbesoldungsgesetzes 

§ 17 des Pfarrbesoldungsgesetzes vom 25. November
1996 (Abl. 57 S. 171), zuletzt geändert durch Kirchliches
Gesetz vom 10. März 2005 (Abl. 61 S. 285), wird wie folgt
geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

»Wahrung des Besitzstandes bei Stellenwechsel, 
bei Rückstufung einer Pfarrstelle 

oder bei Ablauf der Amtszeit«

2. Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Wird die Inhaberin oder der Inhaber einer Pfarr-
stelle auf eine andere Stelle mit niedrigerem Grundge-
halt ernannt, so behält sie oder er das bisherige Grund-
gehalt, wenn sie oder er mindestens acht Jahre eine Stel-
le dieser Besoldungsgruppe oder einer höheren
bekleidet und das 55. Lebensjahr vollendet hat.«

3. Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt:

»(4) Landesbischöfin oder Landesbischof, Prälatin-
nen und Prälaten sowie die übrigen geistlichen Mitglie-
der des Oberkirchenrats behalten im Fall des § 6 Abs. 3
Württembergisches Pfarrergesetz das bisherige Grund-
gehalt, wenn sie oder er das 55. Lebensjahr vollendet ha-
ben. Die Landesbischöfin oder der Landesbischof hat
mindestens Anspruch auf Grundgehalt und Familienzu-
schlag in Höhe des ihr oder ihm zustehenden Ruhege-
halts. Prälatinnen und Prälaten sowie die übrigen geist-
lichen Mitglieder des Oberkirchenrats haben mindestens
Anspruch auf Grundgehalt und Familienzuschlag in
Höhe des einem vergleichbaren weltlichen Mitglied des
Oberkirchenrats zustehenden Ruhegehalts. § 19 Abs. 2
Pfarrbesoldungsgesetz findet Anwendung.«

Artikel 6

Änderungen des Ausführungsgesetzes 
zum Disziplinargesetz

Das Kirchliche Gesetz zur Ausführung des Disziplinarge-
setzes der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 11.
April 1997 (Abl. 57 S. 286), geändert durch Kirchliches Ge-
setz vom 25. Oktober 2001 (Abl. 59 S. 408), wird wie folgt
geändert:

1. In der Bezeichnung des Gesetzes wird der Klammerzu-
satz »(DG.EKD)« durch den Klammerzusatz (»Ausfüh-
rungsgesetz Disziplinargesetz – AGDG)« ersetzt. 

2. In § 2 Satz 1 wird das Wort »Ständigen« durch das Wort
»Geschäftsführenden« ersetzt.
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Artikel 7

Änderung der Lehrbeanstandungsordnung

Die Lehrbeanstandungsordnung der Evangelischen Lan-
deskirche in Württemberg in der Fassung vom 27. März
1999 (Abl. 58 S. 214), geändert durch Kirchliches Gesetz
vom 13. Juli 2001 (Abl. 59 S. 314), wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort »Ständige« durch
das Wort »Geschäftsführende« ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort »Ständige« durch
das Wort »Geschäftsführende« ersetzt.

2. In § 10 Abs. 5 Satz 3 wird das Wort »Ständigen« durch
das Wort »Geschäftsführenden« ersetzt.

Artikel 8

Änderung der Ausführungsbestimmungen 
zur Lehrbeanstandungsordnung

In Nr. 7 Satz 2 der Ausführungsbestimmungen zur Lehr-
beanstandungsordnung der Evangelischen Landeskirche in
Württemberg in der Fassung vom 10. Juni 1999 (Abl. 58
S. 229) wird das Wort »Ständigen« durch das Wort »Ge-
schäftsführenden« ersetzt.

Artikel 9

Änderung des Pfarrerversorgungsgesetzes 

Das Pfarrerversorgungsgesetz vom 26. Oktober 1977
(Abl. 48 S. 18), zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz
vom 10. März 2005 (Abl. 61 S. 285), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 4 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»Das Ruhegehalt eines Pfarrers, der früher ein mit
höheren Dienstbezügen (einschließlich ehemaliger
Tätigkeitszulagen) verbundenes Amt bekleidet hat,
wird nach der Besoldungsgruppe des höchsten von
ihm innegehabten Amtes berechnet, wenn er min-
destens acht Jahre ein Amt dieser Besoldungsgruppe
oder einer höheren bekleidet und daraus Grundge-
halt der Stufe 11 erhalten hat.«

b) Nach Satz 1 werden die folgenden Sätze eingefügt:

»Dies gilt auch, sofern der Pfarrer diese Bezüge
mindestens drei Jahre erhalten hat und in ein mit ge-
ringeren Dienstbezügen verbundenes Amt nicht le-
diglich auf seinen im eigenen Interesse gestellten
Antrag übergetreten ist. Sein Ruhegehalt wird in die-
sem Fall nach den höheren ruhegehaltfähigen
Dienstbezügen des früheren Amtes und der gesam-
ten ruhegehaltfähigen Dienstzeit berechnet. In die
Dreijahresfrist einzurechnen ist die innerhalb dieser
Frist liegende Zeit einer Beurlaubung ohne Dienst-
bezüge, soweit sie als ruhegehaltfähig anerkannt
worden ist und eine entsprechende Versorgungsbe-
rechtigung eingeräumt wurde.«

2. § 5 Abs. 7 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Wort »Lehrzuchtverfahren« durch
das Wort »Lehrbeanstandungsverfahren« ersetzt. 

b) In Satz 4 wird die Angabe »§ 12 Lehrzuchtordnung«
durch die Angabe »§ 17 Lehrbeanstandungsord-
nung« ersetzt.

Artikel 10

Änderung des Kirchenbeamtenausführungsgesetzes 

Das Kirchenbeamtenausführungsgesetz vom 30. Novem-
ber 2006 wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

»3. das zweiundsechzigste beziehungsweise als
Mitglied des Oberkirchenrats das sechzigste
Lebensjahr überschritten und als Kirchenbe-
amtin oder Kirchenbeamter auf Zeit eine Ge-
samtdienstzeit von sechs Jahren erreicht hat
oder«

bb) Nach der Nr. 3 wird folgende Nr. 4 eingefügt:

»4. als Mitglied des Oberkirchenrats eine Amts-
zeit von zehn Jahren erreicht hat.«

b) An Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt:

»Mitglieder des Oberkirchenrats sind vom Landes-
kirchenausschuss zu der Erklärung aufzufordern, ob
sie bereit sind ihr Amt im Falle eines entsprechenden
Beschlusses unter nicht ungünstigeren Bedingungen
weiter zu versehen. Geben sie diese Erklärung nicht
innerhalb der vom Landeskirchenausschuss zu be-
stimmenden angemessenen Frist ab, so treten sie
nicht nach Absatz 1 in den Ruhestand.«

2. In § 18 wird folgender neuer Satz 1 eingefügt:

»Für Mitglieder des Oberkirchenrats wird für die Dauer
der jeweiligen Amtszeit ein Kirchenbeamtenverhältnis
auf Zeit begründet; Kirchenbeamte sind mit der Ernen-
nung zum Kirchenbeamten auf Zeit aus einem anderen
Kirchenbeamtenverhältnis entlassen.«

Artikel 11

Änderung des Kirchenbeamtenbesoldungs- 
und -versorgungsgesetzes

Nach § 8 Kirchenbeamtenbesoldungs- und -versorgungs-
gesetzes vom 4. März 1994 (Abl. 56 S. 57), das zuletzt durch
Kirchliches Gesetz vom 25. Oktober 2001 (Abl. 59 S. 403)
geändert wurde, wird folgender neuer § 8a eingefügt:

»§ 8a

Versorgung des Landesbischofs 
und der weltlichen Oberkirchenräte

Tritt der Landesbischof oder ein weltliches Mitglied des
Oberkirchenrats nach einer Amtszeit von mindestens zehn
Jahren in den Ruhestand, wird den Versorgungsbezügen der
Höchstruhegehaltssatz zu Grunde gelegt.«

Artikel 12

Änderung des Kirchlichen Gesetzes 
über Kirchliche Verwaltungsstellen

In Satz 2 des einzigen Paragraphen des Kirchlichen Ge-
setzes über Kirchliche Verwaltungsstellen vom 9. Novem-
ber 1955 (Abl. 36 S. 425) wird das Wort »Ständigen« durch
das Wort »Geschäftsführenden« ersetzt. 

Artikel 13

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

Die auf Artikel 2 und 8 beruhenden Teile der dort geän-
derten Verordnungen können durch Verordnung geändert
werden.

Amtsblatt-04-01  24.04.2007  16:27 Uhr  Seite 123



124 Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Heft 4, 2007

Artikel 14

Übergangsbestimmungen

Dieses Kirchengesetz findet keine Anwendung auf
Dienstverhältnisse oder Ernennungen auf Pfarrstellen, die
bis einschließlich 31. Dezember 2007 begründet bezie-
hungsweise ausgesprochen wurden.

Artikel 15 

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

S t u t t g a r t ,  den 8. Januar 2007

Frank Otfried  J u l y

Amtsblatt-04-01  24.04.2007  16:27 Uhr  Seite 124



Heft 4, 2007 Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland 125

Inhalt
(die mit einem * versehenen abgedruckten Stücke sind Originalabdrucke.)

A. Evangelische Kirche in Deutschland
Nr. 64* Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft

in besonderen Fällen. Vom 7. Dezember 2005
(ABl. EKD 2005, S. 571). Vom 26 März 
2007.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 97

Nr. 65* Gesetzesvertretende Verordnung des Rates
der Evangelischen Kirche in Deutschland
über eine gemeinsame Mitarbeitervertre-
tung gliedkirchlicher Zusammenschlüsse –
Änderung des Mitarbeitervertretungsgeset-
zes. Vom 08./09. Dezember 2006.  . . . . . . . 97

Nr. 66* Gesetzesvertretende Verordnung des Rates
der Evangelischen Kirche in Deutschland
über die Bildung einer gemeinsamen Mitar-
beitervertretung EKD – VELKD; vorüber-
gehende Beauftragung der Mitarbeiterver-
tretung des Kirchenamtes der EKD. Vom 
25./26. Januar 2007.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . 97

Nr. 67* 6. Änderung der Neufassung der Satzung
der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 
Darmstadt.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 98

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland

Vereinigte Evangelisch-Lutherische
Kirche Deutschlands

Nr. 68 Kirchengesetz zur Änderung der Verfas-
sung der Vereinigten Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche Deutschlands. Vom 16. No-
vember 2006. (ABl. Bd. VII S. 331)  . . . . . 99

Nr. 69 Inkrafttreten des Kirchengesetzes zu dem
Vertrag zwischen der Vereinigten Evange-
lisch-Lutherischen Kirche Deutschlands mit
der Evangelischen Kirche in Deutschland
und zur Änderung der Verfassung der Ver-
einigten Evangelisch-Lutherischen Kirche
Deutschlands vom 18. Oktober 2005 (ABl.
VELKD Bd. VII, S. 306). Vom 8. Dezember 
2006. (ABl. Bd. VII S. 333).  . . . . . . . . . . . . 101

Nr. 70 Kirchengesetz der Vereinigten Evangelisch-
Lutherischen Kirche Deutschlands zur Än-
derung des Disziplinargesetzes. Vom 17.
Oktober 2006. (ABl. Bd. VII S. 333).  . . . . 101

Nr. 71 Kirchengesetz der Vereinigten Evangelisch-
Lutherischen Kirche Deutschlands zur Neu-
ordnung des Kirchenbeamtenrechts (Kir-
chenbeamtenrechtsneuordnungsgesetz
VELKD) (KBRNOG). Vom 16. November 
2006. (ABl. Bd. VII S. 335)  . . . . . . . . . . . . 103

Nr. 72 Verordnung mit Gesetzeskraft der Kirchen-
leitung der Vereinigten Evangelisch-Luthe-
rischen Kirche Deutschlands über die Mitar-
beitervertretung für die Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen der Vereinigten Kirche (VO
MVG-VELKD). Vom 17. November 2006. 
(ABl. Bd. VII S. 338)  . . . . . . . . . . . . . . . . . 106

Nr. 73 Geschäftsordnung für das Amt der Verein-
igten Evangelisch-Lutherischen Kirche
Deutschlands. Vom 7. Juli 2006. (ABl. Bd. 
VII S. 345)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 107

C. Aus den Gliedkirchen
Evangelische Kirche Berlin-Branden-
burg-schlesische Oberlausitz

Nr. 74 Kirchengesetz zur Ausführung des Kirchen-
gesetzes über die Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten in der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (Kirchenbeamtengesetz
der EKD – KBG.EKD) vom 10. November
2005 (Kirchenbeamtenausführungsgeestz –
KBAG). Vom 16. November 2006. (KABl. 
2007 S. 29)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 108

Evangelisch-lutherische Landeskirche
Hannovers

Nr. 75 Kirchengesetz zur Änderung des Kirchen-
gesetzes über die Taufe. Vom 13. Dezember 
2006. (KABl. 2007 S. 43)  . . . . . . . . . . . . . . 110

Nr. 76 Kirchengesetz zur Änderung des Kirchen-
gesetzes über die Trauung (Trauungsge-
setz). Vom 13. Dezember 2006. (KABl. 
2007 S. 44)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 111

Nordelbische Evangelisch-Lutherische 
Kirche

Nr. 77 Kirchenbeamtenrechtsneuordnungsgesetz. 
Vom 12. Februar 2007. (GVOBl. S. 61)  . . . 112

Evangelisch-reformierte Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen 
in Bayern und Nordwestdeutschland)

Nr. 78 Kirchengesetz zur Änderung der Kirchen-
verfassung der Evangelisch-reformierten
Kirche (Synode evangelisch-reformierter
Kirchen in Bayern und Nordwestdeutsch-
land) vom 9. Juni 1988 in der Fassung des
10. Änderungsgesetzes vom 1. Februar
2003 (11. Änderung). Vom 24. November 
2006. (GVBl. Bd. 18 S. 426) . . . . . . . . . . . . 117

Amtsblatt-04-01  24.04.2007  16:27 Uhr  Seite 125



126 Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Heft 4, 2007

Nr. 79 Kirchengesetz zur Übernahme und Ausfüh-
rung des Kirchengesetzes über die Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten in der
EKD (Kirchenbeamtengesetz der EKD-
KBG. EKD). Vom 23. November 2006. 
(GVBl. Bd. 18 S. 427) . . . . . . . . . . . . . . . . . 118

Nr. 80 Kirchengesetz zur Änderung des Kirchen-
gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Be-
amten und Angestellten in der Ev.-ref. Kir-
che in Nordwestdeutschland vom 23. April
1976. Vom 23. November 2006. (GVBl. Bd. 
18 S. 454)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 119

Nr. 81 Kirchengesetz zur Änderung des Kirchenge-
setzes vom 25. April 1997 über die Ordnung
für das Diakonische Werk der Evangelisch-
reformierten Kirche (Synode evangelisch-re-
formierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) (Diakoniegesetz) in der Fassung
vom 25. November 2004. Vom 23. November 
2006. (GVBl. Bd. 18 S. 455)  . . . . . . . . . . . . . 120

Nr. 82 Kirchengesetz zur Änderung des Kirchen-
gesetzes über die Ordnung der Frauenarbeit
in der Evangelisch-reformierten Kirche
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen

in Bayern und Nordwestdeutschland) vom
18. November 1993 in der Fassung vom 25.
April 1997. Vom 23. November 2006. 
(GVBl. Bd. 18 S. 456) . . . . . . . . . . . . . . . . . 120

Evangelische Landeskirche 
in Württemberg

Nr. 83 Kirchliches Gesetz zur Änderung des Kir-
chenverfassungsgesetzes und anderer Geset-
ze. Vom 30. November 2006. (ABl. Bd. 62
S. 319)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 121

D. Mitteilungen aus der Ökumene

E. Staatliche Gesetze, Anordnungen 
und Entscheidungen

F. Mitteilungen

Diesem Amtsblatt liegt die Rechtspechungsbeilage 2007
bei.

Amtsblatt-04-01  24.04.2007  16:27 Uhr  Seite 126



Heft 4, 2007 Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland 127

Amtsblatt-04-01  24.04.2007  16:27 Uhr  Seite 127



H 1204

EKD Verlag
Postfach 21 02 20 – 30402 Hannover

Herausgegeben von dem Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland in Hannover. Verantwortl. für die Schriftführung: 
Oberkirchenrat Dr. Gerhard Eibach, Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover (Herrenhausen), Tel. (05 11) 27 96-4 63. Das »Amtsblatt

der Evangelischen Kirche in Deutschland« erscheint monatlich einmal. Bezug durch die Post. Bestellungen direkt beim Kirchenamt.
Preise: Jahresabonnement 24,– Euro; Einzelheft 2,20 Euro; Rechtsprechungsbeilage 4,– Euro.
Bankkonto: Evangelische Kreditgenossenschaft Hannover, Konto-Nr. 660 000 (BLZ 250 607 01)

Verlag: Schlütersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Böckler-Allee 7, 30173 Hannover, Telefon (05 11) 85 50-0
Druck: Schlütersche Druck GmbH & Co. KG, Hans-Böckler-Str. 52, 30851 Langenhagen, Tel. (05 11) 85 50-47 45

Amtsblatt-04-01  24.04.2007  16:27 Uhr  Seite 128




